
wirksam, sofern von den Beteiligten kein späterer Zeit-
punkt bestimmt ist.

§ 4

Fachaufsichtsbehörden

(1) Die Standesämter unterliegen der Fachaufsicht.

(2) Die Fachaufsicht über die Standesämter in den Ge-
meinden der Stadtkreise führt der Stadtkreis als untere
Verwaltungsbehörde, über die Standesämter in den übri-
gen Gemeinden das Landratsamt als untere Verwaltungs-
behörde. Höhere Fachaufsichtsbehörde ist das Regie-
rungspräsidium, oberste Fachaufsichtsbehörde ist das In-
nenministerium.

(3) Die Beschäftigten der Standesämter in den Stadt-
kreisen dürfen mit Geschäften der Fachaufsichtsbehörde
nicht befasst werden. Soweit Oberbürgermeister und
Beigeordnete in den Stadtkreisen zu Standesbeamten
bestellt werden, dürfen sie mit personenstandsrechtli-
chen Geschäften der unteren Fachaufsichtsbehörde nicht
befasst werden.

§ 5

Notfallregelung

(1) Im Notfall kann die untere Fachaufsichtsbehörde 
die Wahrnehmung der Geschäfte des Standesbeamten
vorübergehend einem Standesbeamten eines anderen
Standesamts übertragen. 

(2) Sind ein Stadtkreis und eine andere Gemeinde betrof-
fen, ist die höhere Fachaufsichtsbehörde zuständig.

§ 6

Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

Das Innenministerium wird ermächtigt, weitere Zu-
ständigkeitsregelungen zur Durchführung des Personen-
standsgesetzes durch Rechtsverordnung zu erlassen.

§ 7

Erhebung von Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen nach dem Personenstandsgesetz
und nach den auf diesem Gesetz beruhenden Rechts-
vorschriften werden von den Gemeinden Gebühren und
Auslagen von demjenigen erhoben, der die Amtshand-
lung veranlasst hat, oder, wenn ein solcher nicht vorhan-
den ist, von demjenigen, zu dessen Gunsten sie vorge-
nommen wird.

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, die gebühren-
pflichtigen Tatbestände, die Höhe der Gebühren sowie die
Erstattung von Auslagen durch Rechtsverordnung zu be-
stimmen. In der Rechtsverordnung ist auch der Umfang
der Gebührenfreiheit zu regeln. Die Gemeinden können
durch Satzung weitere gebührenpflichtige Tatbestände
und die Höhe dieser Gebühren bestimmen.

§ 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft mit Aus-
nahme der §§ 6 und 7 Abs. 2, die am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft treten.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist
zu verkünden.

stuttgart, den 3. Dezember 2008

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger

Prof. Dr. Goll Rau

Pfister Hauk

Dr. Stolz Gönner

Zweites Gesetz zur Umsetzung 
der Föderalismusreform 

im Hochschulbereich 

Vom 3. Dezember 2008

Der Landtag hat am 3. Dezember 2008 das folgende Ge-
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Artikel 1

Gesetz zur Errichtung der Dualen Hochschule 
Baden-Württemberg 

(DH-Errichtungsgesetz – DH-ErrichtG)

Erster Abschnitt

Gründungsregelungen

§ 1

Errichtung der Dualen Hochschule Baden-Württemberg

(1) Das Land Baden-Württemberg errichtet mit Wirkung
zum 1. März 2009 die Duale Hochschule Baden-Würt-
temberg mit Sitz in Stuttgart (Duale Hochschule) als
rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechts und
zugleich staatliche Einrichtung. 

(2) Die Studienakademien nach § 76 Abs. 5 Satz 1 des
Landeshochschulgesetzes (LHG) in der vor Inkrafttreten

des Artikels 2 geltenden Fassung werden mit Errichtung
der Dualen Hochschule rechtlich unselbstständige Unter-
einheiten dieser Hochschule. Die Berufsakademien nach
dem Zweiten Kapitel des Landeshochschulgesetzes in
der vor Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung er-
löschen mit Errichtung der Dualen Hochschule.

(3) Die Duale Hochschule tritt in die Rechte, Pflichten,
Zuständigkeiten und Befugnisse des Landes als Träger der
Berufsakademien insoweit ein, als es sich um Rechte,
Pflichten, Zuständigkeiten und Befugnisse handelt, für
die die Duale Hochschule nach dem Landeshochschul-
gesetz in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden
Fassung Trägerin sein kann. 

§ 2

Gründungsorgane der Dualen Hochschule

(1) Der Wissenschaftsminister bestellt für den Grün-
dungsvorstand einen Vorstandsvorsitzenden, ein Vor-
standsmitglied für den Bereich der Wirtschafts- und Per-
sonalverwaltung sowie ein Vorstandsmitglied für den
Bereich Lehre und Qualitätssicherung. Mitglieder des
Gründungsvorstandes können diese Funktion mit Zu-
stimmung des Wissenschaftsministers auch nebenberuf-
lich wahrnehmen.

(2) Der Gründungsaufsichtsrat setzt sich aus den betrieb-
lichen Vorsitzenden oder den stellvertretenden betrieb-
lichen Vorsitzenden der Dualen Senate nach § 82 LHG in
der vor Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung und
acht nach § 20 Abs. 6 a LHG in der nach Inkrafttreten 
des Artikels 2 geltenden Fassung auszuwählenden Mit-
gliedern sowie einem Beauftragten des Wissenschafts-
ministeriums zusammen; § 20 Abs. 6 a Satz 3 LHG in der
nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung gilt
entsprechend. Senat im Sinne des § 20 Abs. 4 LHG ist der
Gründungssenat; die Funktion der Vertreter des bishe-
rigen Aufsichtsrats nach § 20 Abs. 4 LHG nimmt das Wis-
senschaftsministerium wahr. Bei der erstmaligen Bestel-
lung der Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 20 Abs. 6 a
LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden
Fassung ist der Gründungsaufsichtsrat bisheriger Auf-
sichtsrat und der Gründungssenat Senat im Sinne des § 20
Abs. 4 LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 gel-
tenden Fassung.

(3) Der Gründungssenat besteht aus 

1. den Mitgliedern des Gründungsvorstandes, 

2. der vorläufigen zentralen Gleichstellungsbeauftragten
der Dualen Hochschule (§ 6), 

3. den Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden
der Fachausschüsse nach § 79 Abs.1 Satz 1 LHG in
der vor Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung,

4. acht Professoren, wobei die der jeweiligen Konferenz
nach § 83 LHG in der vor Inkrafttreten des Artikels 2
geltenden Fassung angehörenden Professoren aus



ihren Reihen jeweils einen Professor nach dem Mehr-
heitswahlrecht wählen,

5. vier Studierenden, die von der vorläufigen zentralen
Studierendenvertretung (§ 5) nach dem Mehrheits-
wahlrecht gewählt werden und

6. zwei sonstigen Mitgliedern, die vom Übergangshoch-
schulpersonalrat aus den Reihen der Mitglieder der
Übergangspersonalräte nach dem Mehrheitswahlrecht
gewählt werden.

(4) Die Amtszeit der Gründungsorgane endet mit Ablauf
des 28. Februar 2011. Bis dahin treffen sie im Rahmen
ihrer Zuständigkeiten die Maßnahmen, die für die Ar-
beitsaufnahme der Dualen Hochschule erforderlich sind;
insbesondere sind die Grundordnung und die Wahlord-
nung zu erlassen und die für die Konstituierung der re-
gulären Organe erforderlichen Wahlen durchzuführen.
Die Zuständigkeiten der Gründungsorgane bemessen sich
nach den Regelungen des Landeshochschulgesetzes in der
nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung für
den Vorstand, den Aufsichtsrat sowie den Senat; die Funk-
tion des Personalausschusses nach § 20 Abs. 7 LHG in 
der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung
nimmt für den Gründungsaufsichtsrat der Wissenschafts-
minister wahr. Abweichend von Satz 1 endet die Amtszeit
der Gründungsorgane am Tag der konstituierenden Sit-
zung desjenigen regulären Organs, das sich als letztes
konstituiert, wenn dieser Zeitpunkt vor dem 28. Februar
2011 liegt und die Grundordnung in Kraft getreten ist; der
Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit wird vom Wis-
senschaftsministerium festgestellt. 

(5) Der Vorsitzende des Gründungsvorstands trägt dafür
Sorge, dass die nach Absatz 3 Nr. 2 und 4 bis 6 erforder-
lichen Wahlakte bis spätestens 31. Januar 2009 vorge-
nommen werden. Die konstituierenden Sitzungen der
Gründungsorgane finden unverzüglich nach Inkrafttreten
dieses Artikels, sofern Wahlakte nach Absatz 3 Nr. 4 bis 6
vorzunehmen sind, unverzüglich nach der Wahl statt.
Gründungsvorstand und Gründungssenat werden vom
Vorsitzenden des Gründungsvorstandes, der Gründungs-
aufsichtsrat vom Wissenschaftsminister einberufen. 

§ 3

Mitglieder und Angehörige der Dualen Hochschule

Die am Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule
an Berufsakademien vorhandenen

1. hauptberuflich tätigen Professoren,

2. Lehrbeauftragten,

3. zugelassenen Studierenden,

4. zugelassenen Ausbildungsstätten und

5. sonstigen Mitarbeiter, soweit sie nicht nur vorüber-
gehend oder gastweise hauptberuflich im Sinne des
§ 9 Abs.1 Sätze 3 und 4 LHG an der Dualen Hoch-
schule tätig sind,

werden mit Errichtung der Dualen Hochschule deren
Mitglieder. Dies gilt entsprechend für im Ruhestand
befindliche Professoren der Berufsakademien sowie für
Ehrensenatoren und Honorarprofessoren der Berufsaka-
demien; § 9 Abs.1 Satz 2 Halbsatz 2 LHG gilt entspre-
chend. Sonstige an Berufsakademien Tätige, die nicht
unter Satz 1 Nr. 5 fallen, werden mit Errichtung der Dua-
len Hochschule Angehörige der Hochschule nach § 9
Abs. 4 Satz 1 LHG.

§ 4 

Fachausschüsse, Kommission für Qualitätssicherung

Die Fachausschüsse und die Kommission für Qualitäts-
sicherung nach § 79 Abs. 3 und 4 LHG in der vor Inkraft-
treten des Artikels 2 geltenden Fassung, die am Tag vor
der Errichtung der Dualen Hochschule bestehen, überneh-
men mit Errichtung der Dualen Hochschule für die Dauer
ihrer verbleibenden Amtszeit die Aufgabe der Kommis-
sion für Qualitätssicherung nach § 20 a Abs.1 LHG und
der Fachkommissionen nach § 20 a Abs. 2 LHG, jeweils
in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung.

§ 5

Vorläufige zentrale Studierendenvertretung 
der Dualen Hochschule

Die Studierenden, die am Tag vor der Errichtung der
Dualen Hochschule die Funktion von Studierenden-
sprechern an den Studienakademien wahrnehmen, bilden
die vorläufige zentrale Studierendenvertretung an der
Dualen Hochschule. Sie nimmt die Aufgaben des All-
gemeinen Studierendenausschusses nach § 65 a LHG in
der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung
wahr. Die Mitglieder der vorläufigen zentralen Studie-
rendenvertretung wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzen-
den und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die Amts-
zeit der vorläufigen zentralen Studierendenvertretung
endet mit Ablauf des 30. September 2009.

§ 6

Vorläufige zentrale Gleichstellungsbeauftragte 
der Dualen Hochschule

Die am Tag vor Errichtung der Dualen Hochschule an den
Studienakademien vorhandenen Gleichstellungsbeauf-
tragten nach § 77 Abs. 2 LHG in der vor Inkrafttreten des
Artikels 2 geltenden Fassung wählen aus ihrer Mitte eine
vorläufige zentrale Gleichstellungsbeauftragte. Diese
nimmt die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten im
Sinne des § 4 LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2
geltenden Fassung wahr. Ihre Amtszeit endet mit Ablauf
des 31. Mai 2011. Bis dahin wählt der Senat eine Gleich-
stellungsbeauftragte nach § 4 Abs. 2 LHG.
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§ 7 

Nachgraduierung

Die Duale Hochschule kann eine nach § 91 Abs. 6 Satz 1
LHG in der Fassung vor Inkrafttreten des Artikels 2 ver-
liehene Bezeichnung in einen Diplomgrad der Dualen
Hochschule mit dem Zusatz »Duale Hochschule (DH)«
und mit Angabe der Fachrichtung umwandeln.

Zweiter Abschnitt

Überleitungs- und Übergangsregelungen

§ 8

Hochschullehrer, Studierende, Ausbildungsstätten

(1) Die am Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule
an Berufsakademien hauptberuflich tätigen Professoren
gehören mit Errichtung der Dualen Hochschule zu den
Hochschullehrern nach § 44 Abs.1 Satz 1 Nr.1 LHG.

(2) Die am Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule
an Berufsakademien zugelassenen Studierenden gelten
mit Errichtung der Dualen Hochschule als zum Winterse-
mester 2008/2009 an dieser immatrikuliert. Sie setzen ihr
Studium in den bisherigen Studiengängen mit den zum
Zeitpunkt der Errichtung der Dualen Hochschule gelten-
den Studien- und Prüfungsordnungen fort. Die Duale
Hochschule zählt ab Wintersemester 2008/2009 zum Er-
hebungsbereich nach § 2 Nr.1 des Hochschulstatistik-
gesetzes vom 2. November 1990 (BGBl. I S. 2414).

(3) Die von Berufsakademien ausgesprochenen Zulas-
sungen von Ausbildungsstätten gelten an der Dualen
Hochschule nach Maßgabe des § 65 b LHG in der nach
Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung weiter.

§ 9

Organe, Gremien und Funktionsträger 
der Studienakademien nach Errichtung 

der Dualen Hochschule

(1) Die am Tag vor Errichtung der Dualen Hochschule an
den Studienakademien vorhandenen Direktoren, stell-
vertretenden Direktoren, weiteren stellvertretenden Di-
rektoren, Leiter von Außenstellen, Studienbereichsleiter
und Studiengangsleiter nehmen mit Errichtung der Dua-
len Hochschule die Aufgaben der Rektoren nach § 27 b
Abs.1 LHG, der Prorektoren nach § 27 b Abs. 5 LHG, der
weiteren Prorektoren nach § 27 b Abs. 6 LHG, der Leiter
von Außenstellen nach § 27 b Abs. 7 LHG, der Studien-
bereichsleiter nach § 27 e Abs.1 LHG und der Studien-
gangsleiter nach § 27 e Abs. 2 LHG, jeweils in der nach
Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung, für die
Dauer ihrer verbleibenden Amtszeit wahr. Die bisherigen
Direktoren führen die Bezeichnung »Rektor«, die bisheri-
gen stellvertretenden Direktoren, die bisherigen weiteren
stellvertretenden Direktoren und die bisherigen Leiter von

Außenstellen führen die Bezeichnung »Prorektor«, die
bisherigen Studienbereichsleiter führen die Bezeichnung
»Dekan«, bisherige Studiengangsleiter, die eine Studien-
gangsgruppe leiten, führen die Bezeichnung »Studien-
dekan«.

(2) Die am Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule
an den Studienakademien vorhandenen Verwaltungs-
direktoren nehmen mit Errichtung der Dualen Hochschule
die Aufgaben des Leiters der örtlichen Verwaltung nach
§ 27 b Abs. 8 LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2
geltenden Fassung wahr. Für die Dauer der Wahrnehmung
dieser Funktion führen sie die Bezeichnung »Verwal-
tungsdirektor« oder »Verwaltungsdirektorin« weiter.

(3) Die am Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule
an den Studienakademien eingerichteten Dualen Senate
und Konferenzen übernehmen mit Errichtung der Dualen
Hochschule für die Dauer ihrer verbleibenden Amts-
periode die Aufgaben des Hochschulrats im Sinne von
§ 27 c LHG und des Akademischen Senats im Sinne von
§ 27 d LHG, jeweils in der nach Inkrafttreten des Artikels
2 geltenden Fassung. Sie führen die Bezeichnung »Hoch-
schulrat« und »Akademischer Senat«. Sofern der bis-
herige Direktor der Studienakademie Vorsitzender oder
stellvertretender Vorsitzender im bisherigen Dualen Senat
nach § 82 Abs. 5 LHG in der vor Inkrafttreten des Arti-
kels 2 geltenden Fassung war, nimmt er diese Aufgabe ab-
weichend von § 27 c Abs. 5 LHG in der nach Inkrafttreten
des Artikels 2 geltenden Fassung bis zum Ablauf der ver-
bleibenden Amtsperiode wahr. 

(4) Die bisherigen Gleichstellungsbeauftragten der Stu-
dienakademien führen ihr Amt für die Dauer ihrer ver-
bleibenden Amtszeit unbeschadet der Zuständigkeit der
vorläufigen zentralen Gleichstellungsbeauftragten nach
§ 6 und der Gleichstellungsbeauftragten nach § 4 LHG
in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fas-
sung bis zu einer Regelung in der Grundordnung nach
§ 4 Abs. 8 LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2
geltenden Fassung fort.

§ 10

Personalrechtliche Übergangsregelungen

(1) Das an den bisherigen Berufsakademien tätige Perso-
nal wird mit dem Zeitpunkt der Errichtung der Dualen
Hochschule Personal dieser Hochschule. § 11 Abs.1
LHG bleibt unberührt. 

(2) Die am Tag der Errichtung der Dualen Hochschule
vorhandenen Professoren der Landesbesoldungsord-
nung A verbleiben in ihren Ämtern; die vor Inkrafttreten
des Artikels 3 dieses Gesetzes geltenden beamtenrechtli-
chen Vorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden
weiterhin Anwendung; die am Tag der Errichtung der
Dualen Hochschule vorhandenen Professoren können
jedoch nicht mehr innerhalb der Landesbesoldungsord-
nung A befördert werden. Abweichend von Satz 1 findet
im Fall einer Berufung auf eine andere Professur an der



Dualen Hochschule oder auf Antrag des Beamten das
neue Recht mit der Maßgabe Anwendung, dass Professo-
ren der Landesbesoldungsgruppe A 14 und Professoren
als Studiengangsleiter der Landesbesoldungsgruppe A 15
ein Amt der Landesbesoldungsgruppe W 2 übertragen
wird. Im Fall einer Berufung an eine andere Hochschule
gilt ebenfalls das neue Recht. Der Antrag des Beamten ist
unwiderruflich. In den Fällen der Sätze 2 und 3 findet § 13
Bundesbesoldungsgesetz keine Anwendung.

(3) Professoren der Landesbesoldungsgruppe A 14, denen
das Wissenschaftsministerium die Aufgaben eines Pro-
fessors als Studiengangsleiter der Landesbesoldungs-
gruppe A 15 schriftlich übertragen hat, die jedoch erst
nach Inkrafttreten des Artikels 3 dieses Gesetzes die lauf-
bahnrechtlichen Voraussetzungen für eine entsprechende
Beförderung erfüllen würden, erhalten für den Fall, dass
sie innerhalb von fünf Jahren nach Errichtung der Dualen
Hochschule einen Antrag auf Übertragung eines Amtes
als Professor der Landesbesoldungsgruppe W 2 stellen,
aus diesem Anlass einen ruhegehaltfähigen Leistungs-
bezug; § 5 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes gilt
entsprechend. Der Leistungsbezug wird in Höhe des
Umfangs gewährt, der zum Ausgleich der Besoldungs-
nachteile erforderlich ist, die durch eine nicht mehr mög-
liche Übertragung des Amtes eines Professors als Studien-
gangsleiter der Landesbesoldungsgruppe A 15 eintreten
würden; dabei ist das Grundgehalt, die Amtszulage sowie
der fiktive Verlauf der Besoldungsentwicklung des Pro-
fessors zu berücksichtigen. Der Leistungsbezug wird
unbefristet gewährt und nimmt an den regelmäßigen Be-
soldungsanpassungen teil. Neben diesem Leistungsbezug
können andere Leistungsbezüge nur insoweit gewährt
werden, als sie bei einer Zusammenrechnung diesen über-
steigen; dabei gehen die ruhegehaltfähigen den nicht
ruhegehaltfähigen und die dynamisierten den nicht dyna-
misierten Leistungsbezügen vor.

(4) Die am Tag der Errichtung der Dualen Hochschule
vorhandenen Beamten in Ämtern der Direktoren, der
stellvertretenden Direktoren, der Leiter einer Außenstelle
einer Berufsakademie – Staatlichen Studienakademie
sowie der Professoren als Studienbereichsleiter ver-
bleiben abweichend von § 10 Abs. 2 LBesG während der
laufenden Amtszeit in ihren bisherigen Ämtern für diese
Leitungsfunktionen in den Landesbesoldungsordnungen
A oder B. Abweichend von Satz 1 findet auf Antrag des
Beamten § 10 Abs. 2 LBesG Anwendung; der Antrag des
Beamten ist unwiderruflich. 

(5) Auf Professoren an der Dualen Hochschule, die im
Zeitpunkt der Errichtung der Dualen Hochschule das
55. Lebensjahr vollendet haben, findet § 11 Abs. 3 Satz 1
LBesG mit der Maßgabe Anwendung, dass solche Leis-
tungsbezüge frühestens nach fünfjährigem Bezug für
ruhegehaltfähig erklärt werden können.

(6) Die am Tag der Errichtung der Dualen Hochschule
vorhandenen Verwaltungsdirektoren im Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit verbleiben in ihren bisherigen Ämtern

der Besoldungsordnung A. Die an diesem Tag vorhande-
nen sonstigen Beamten verbleiben in ihren bisherigen
Dienstverhältnissen. 

§ 11

Personalvertretungsrechtliche Übergangsregelungen

(1) Bei Studienakademien der Dualen Hochschule be-
steht der bei der Berufsakademie am selben Standort am
Tag vor der Errichtung der Dualen Hochschule vorhan-
dene Personalrat als Übergangspersonalrat fort. 

(2) Bei der Dualen Hochschule wird ein Übergangshoch-
schulpersonalrat gebildet. Ihm gehören als Mitglieder die
Vorstände und die nicht einem Vorstand angehörenden
stellvertretenden Vorsitzenden der Übergangspersonal-
räte nach Absatz 1 an. Ersatzmitglieder sind die weiteren
Mitglieder der Übergangspersonalräte; die Reihenfolge
ist vom jeweiligen Übergangspersonalrat zu bestimmen.
§ 34 Abs.1 des Landespersonalvertretungsgesetzes gilt
mit der Maßgabe, dass das lebensälteste Mitglied des
Übergangshochschulpersonalrats die Aufgaben des Wahl-
vorstands wahrnimmt. 

(3) Die Amtszeiten des Übergangspersonalrats und des
Übergangshochschulpersonalrats enden mit der Neuwahl
des Personalrats oder des Hochschulpersonalrats, spätes-
tens mit Ablauf des 31. Mai 2010. Für den Übergangs-
personalrat und den Übergangshochschulpersonalrat
gelten die Vorschriften des Landespersonalvertretungs-
gesetzes entsprechend. 

(4) Der Übergangspersonalrat bei der Studienakademie
Stuttgart nimmt für die Dauer seiner Amtszeit die Auf-
gaben des Personalrats bei der Hauptdienststelle der
Dualen Hochschule wahr, längstens bis zur Wahl des
Personalrats. 

§ 12

Fortgeltung von Verordnungsrecht

(1) Folgende Verordnungen gelten für die Duale Hoch-
schule fort:

1. Die Studien- und Prüfungsordnung BA-Wirtschaft
vom 11. Januar 2007 (GBl. S. 21), bis sie die Duale
Hochschule durch Studien- und Prüfungssatzungen er-
setzt hat;

2. die Studien- und Prüfungsordnung BA-Technik vom
11. Januar 2007 (GBl. S. 50), bis sie die Duale Hoch-
schule durch Studien- und Prüfungssatzungen ersetzt
hat;

3. die Studien- und Prüfungsordnung BA-Sozialwesen
vom 11. Januar 2007 (GBl. S. 73), bis sie die Duale
Hochschule durch Studien- und Prüfungssatzungen er-
setzt hat;

4. §§ 2 und 3 der Verordnung des Wissenschaftsministe-
riums über gemeinsame Gremien der Berufsakade-
mien vom 4. August 2006 (GBl. S. 284), bis die Duale
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Hochschule diese Regelungen durch eine Satzungs-
regelung nach § 20 a Abs. 4 LHG in der nach Inkraft-
treten des Artikels 2 geltenden Fassung ersetzt hat; 

5. die Lehrverpflichtungsverordnung für Berufsakade-
mien vom 17. Oktober 2005 (GBl. S. 689), bis sie durch
eine Verordnung nach § 44 Abs. 4 LHG ersetzt wird;

6. die Verordnung des Wissenschaftsministeriums über
die Zulassung von Schweizer Berufsmaturanden zu
Trinationalen Berufsakademie-Studiengängen vom
7. Januar 2002 (GBl. S. 73), bis sie durch eine Verord-
nung des Wissenschaftsministeriums nach § 37 a LHG
in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 geltenden Fas-
sung geändert, ersetzt oder aufgehoben wird;

7. die Lehrevaluationsverordnung – BA vom 25. Januar
2008 (GBl. S. 59), bis sie die Duale Hochschule durch
eine Satzung nach § 5 Abs. 3 Satz 4 LHG in der nach In-
krafttreten des Artikels 2 geltenden Fassung ersetzt hat.

(2) Folgende Verordnungen werden von der Dualen
Hochschule weiter angewandt, bis sie diese durch eigene
Satzungsregelungen ersetzt hat:

1. Die Gebührenverordnung Wissenschaftsministerium
vom 4. Oktober 2006 (GBl. S. 311),

2. die Bibliotheksgebührenverordnung vom 28. Novem-
ber 2006 (GBl. S. 384).

§ 13

Beauftragung der Württembergischen 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie

Beauftragungen der Württembergischen Verwaltungs-
und Wirtschaftsakademie durch das Land nach § 96 LHG
in der Fassung vor Inkrafttreten des Artikels 2 gelten für
die Duale Hochschule weiter; die zu verleihenden Grade
sind der veränderten Rechtslage anzupassen. § 7 gilt ent-
sprechend. 

Artikel 2

Änderung des Landeshochschulgesetzes

Das Landeshochschulgesetz vom 1. Januar 2005 (GBl.
S.1), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom
14. Oktober 2008 (GBl. S. 343), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung:

»Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württem-
berg (Landeshochschulgesetz – LHG)«.

2. Nach dem Inhaltsverzeichnis werden die Worte
»ERSTES KAPITEL Hochschulen« gestrichen. 

3. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte »§§ 1 bis 75 dieses
Gesetzes gelten« durch die Worte »Dieses Gesetz
gilt« ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5
eingefügt:

»5. die Duale Hochschule Baden-Württem-
berg (Duale Hochschule) mit Sitz in Stutt-
gart;«.

bb) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

c) Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:

»Studienakademien der Dualen Hochschule
werden durch Rechtsverordnung des Wissen-
schaftsministeriums errichtet, zusammengelegt
oder aufgehoben. Die Errichtung, Änderung oder
Aufhebung von Außenstellen bedürfen eines Be-
schlusses der Landesregierung.«

4. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 3 wird folgende Nummer 5 angefügt: 

»5. die Duale Hochschule vermittelt durch die
Verbindung des Studiums an der Studien-
akademie mit der praxisorientierten Aus-
bildung in den beteiligten Ausbildungs-
stätten (duales System) die Fähigkeit zu
selbstständiger Anwendung wissenschaft-
licher Erkenntnisse und Methoden in der
Berufspraxis; sie betreibt im Zusammen-
wirken mit den Ausbildungsstätten auf die
Erfordernisse der dualen Ausbildung bezo-
gene Forschung (kooperative Forschung).
Im Rahmen ihrer Aufgaben betreibt sie
Weiterbildung.«

bb) Satz 7 wird durch folgende Sätze ersetzt:

»Die Hochschulen fördern entsprechend ihrer
Aufgabenstellung den wissenschaftlichen und
künstlerischen Nachwuchs. Die Hochschulen
fördern die internationale, insbesondere die
europäische Zusammenarbeit im Hochschul-
bereich und den Austausch mit ausländischen
Hochschulen; sie berücksichtigen die beson-
deren Bedürfnisse ausländischer Studieren-
der.«

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort »Fakul-
täten« die Worte »und Studienakademien« einge-
fügt.

5. In § 3 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort »Prü-
fungsordnungen« die Worte »und an der Dualen
Hochschule unbeschadet des § 29 Abs. 6 Satz 3« ein-
gefügt. 

6. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

»Im Senat und im Fakultätsrat sollen mindestens
drei stimmberechtigte Frauen vertreten sein.«

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort »Sektions-
räte« die Worte », der Hochschulräte, der
Akademischen Senate« eingefügt.



bb) In Satz 4 werden die Worte »und soweit an der
Personalentscheidung nicht mindestens eine
weibliche Person beteiligt ist« gestrichen.

c) Es wird folgender Absatz 8 angefügt:

»(8) Die Grundordnung kann an den Studienaka-
demien örtliche Gleichstellungsbeauftragte vorse-
hen. Die Grundordnung regelt das Nähere insbe-
sondere zu deren Wahl, deren Befugnissen unter
Berücksichtigung der Aufgaben der Gleichstel-
lungsbeauftragten der Hochschule und deren Zu-
ordnung.«

7. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender Absatz 1 eingefügt:

»(1) Zur Sicherung einer hohen Qualität und
Leistungsfähigkeit richten die Hochschulen unter
der Gesamtverantwortung des Vorstands ein Qua-
litätsmanagementsystem ein.«

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2.

c) Der neue Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Zur Bewertung der Erfüllung der Aufgaben
der Hochschulen nach § 2 sowie bei der
Durchsetzung der Chancengleichheit von
Frauen und Männern nehmen die Hochschu-
len regelmäßig Eigenevaluationen vor.«

bb) In Satz 2 werden die Worte », die in der Regel
hochschulvergleichend und in geeigneten Fäl-
len hochschulartenübergreifend anzulegen
sind« gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und im neuen
Absatz 3 Satz 1 und 4 wird jeweils die Angabe
»Absatz 1« durch die Angabe »Absatz 2« ersetzt.

8. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte »und den Be-
rufsakademien« gestrichen.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort »wissen-
schaftliche« die Worte »oder künstlerische« einge-
fügt.

9. In § 7 Abs.1 Satz 3 wird das Wort »Frauenförderung«
durch die Worte »Chancengleichheit für Frauen und
Männer« ersetzt. 

10. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem Wort
»Privatdozenten« die Worte »und die außer-
planmäßigen Professoren« eingefügt. 

bb) Es wird folgender Satz angefügt:

»Mitglieder sind auch die Ausbildungsstätten
der Dualen Hochschule nach Maßgabe des
§ 65 b.«

b) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

»Wer in anderen Fällen als denen des Satzes 2 ein
Amt, die Funktion als internes Mitglied im Auf-

sichtsrat, eine Wahlmitgliedschaft in einem Gre-
mium oder eine sonstige in diesem Gesetz oder der
Grundordnung vorgesehene Funktion übernom-
men hat, muss diese nach einer Beendigung bis
zum Amtsantritt eines Nachfolgers fortführen.«

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Unbeschadet des § 20 Abs. 6 a Satz 1 können
Mitglieder des Aufsichtsrats nicht Mitglieder
im Senat, im Hochschulrat oder im Akademi-
schen Senat sein.«

bb) In Satz 2 Halbsatz 2 werden nach dem Wort
»Fakultätsrat« die Worte », im Hochschulrat
und im Akademischen Senat« eingefügt.

d) In Absatz 4 wird Satz 2 durch folgende Sätze er-
setzt:

»Die Grundordnung kann weitere Personen zu
Angehörigen bestimmen. Sie regelt die Rechte
und Pflichten der Angehörigen, an der Selbstver-
waltung und der Erfüllung der Aufgaben der
Hochschule mitzuwirken.«

e) Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:

»Satz 3 gilt nicht für die Praxisphasen der Studie-
renden der Dualen Hochschule.«

f) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort »Verhältnis-
wahl« der Halbsatz »; sofern nur eine Liste
zur Wahl steht, erfolgt die Wahl nach den
Grundsätzen der Mehrheitswahl« eingefügt.

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort »gewählt« der
Halbsatz »; soweit an der Dualen Hochschule
Vertreter der Ausbildungsstätten gewählt wer-
den, gilt dies entsprechend« eingefügt. 

11. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

»Die Mitwirkung der Ausbildungsstätten in der
Dualen Hochschule findet nach Maßgabe dieses
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsvorschriften im Aufsichtsrat, im
Senat, im Hochschulrat, in der Kommission für
Qualitätssicherung und in den Fachkommissionen
statt. Im Rahmen dieser Mitwirkung führt jede
Ausbildungsstätte unabhängig von ihrer Rechts-
form und Größe eine Stimme.«

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort »Entschei-
dungsgremien« die Worte », dem Hochschulrat
im Sinne von § 27c und dem Akademischen Se-
nat« eingefügt. 

c) In Absatz 7 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen.

12. In § 11 Abs. 6 Satz 2 wird das Wort »Professoren«
durch das Wort »Hochschullehrer« ersetzt. 

13. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
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aa) In Satz 1 wird nach dem Wort »Studierende«
das Wort »und« durch ein Komma ersetzt und
werden nach dem Wort »Prüfungskandida-
ten« die Worte », Mitglieder und Angehörige
der Hochschule und der Hochschulverwal-
tung« eingefügt. 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

»Sie dürfen ferner die personenbezogenen
Daten ihrer ehemaligen Mitglieder und An-
gehörigen nutzen, soweit dies zum Zwecke der
Befragung im Rahmen des Qualitätsmanage-
ments und von Evaluationen nach § 5 Abs.1
und 2 oder zur Pflege der Verbindung mit den
Betroffenen erforderlich ist und diese nicht
widersprechen.«

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte »oder eine
Berufsakademie« und die Worte »oder einer
Berufsakademie« gestrichen. 

14. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Unbeschadet des § 17 Abs. 3 Satz 6 kann in der
Grundordnung bestimmt werden, dass der Vor-
stand die Bezeichnung ›Präsidium‹ oder ›Rekto-
rat‹ mit den entsprechenden Bezeichnungen für de-
ren Mitglieder führt.«

b) Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fas-
sung:

»Unbeschadet des § 27 a gliedern sich die Hoch-
schulen nach Maßgabe der Grundordnung in Fa-
kultäten oder Sektionen;«.

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort »Hoch-
schule« die Worte »oder mehrerer Studien-
akademien« eingefügt.

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort »Dekan« die
Worte »oder Rektor der Studienakademie«
eingefügt.

15. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Nr. 3 werden nach dem Wort »Grund-
ordnung« die Worte »oder ein Beschluss des
Aufsichtsrats« eingefügt.

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort »nebenamtli-
che« die Worte »oder nebenberufliche« einge-
fügt und folgender Halbsatz angefügt:

»; an der Dualen Hochschule ist die gleiche
Zahl von nebenamtlichen und nebenberufli-
chen Vorstandsmitgliedern vorzusehen.«

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4 a
eingefügt:

»4 a. die kontinuierliche Bewertung und Ver-
besserung der Strukturen und Leistungs-

prozesse durch Einrichtung und Nutzung
eines Qualitätsmanagementsystems,«.

bb) In Nummer 7 werden die Worte »der Hoch-
schule zugewiesenen« durch die Worte »für
die Hochschule verfügbaren« ersetzt.

cc) In Nummer 11 Teilsatz 2 werden nach dem
Wort »Fakultätsvorstände« die Worte »und die
Rektoren der Studienakademien« eingefügt.

16. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

»Unbeschadet des Satzes 6 wird er, soweit
nicht durch Vertrag ein befristetes Dienstver-
hältnis begründet wird, gemäß den Festlegun-
gen in der Grundordnung zum Rektor oder
Präsidenten ernannt;«.

bb) Es wird folgender Satz angefügt:

»Abweichend von Satz 2 wird der Vorstands-
vorsitzende der Dualen Hochschule, soweit
nicht durch Vertrag ein befristetes Dienstver-
hältnis begründet wird, zum Präsidenten er-
nannt; die weiteren Vorstandsmitglieder wer-
den entsprechend zum Vizepräsidenten oder
Kanzler ernannt.«

b) Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt:

»Für die Wahl der hauptamtlichen Vorstands-
mitglieder nach § 16 Abs.1 Satz 2 Nr. 2 und 3 hat
der Vorstandsvorsitzende ein Vorschlagsrecht. Be-
werber um das Amt als hauptamtliches Vorstands-
mitglied, die Mitglied im Aufsichtsrat oder Amts-
mitglied im Senat sind, sind auf Grund einer
solchen Mitgliedschaft von der Mitwirkung an
der Wahl im Aufsichtsrat oder der Bestätigung im
Senat ausgeschlossen.«

c) Absatz 6 Satz 2 wird gestrichen.

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird folgender Halbsatz angefügt:

»; im Aufsichtsrat der Dualen Hochschule er-
setzt die Zustimmung des Vertreters des Wis-
senschaftsministeriums im Aufsichtsrat das
nach Halbsatz 1 erforderliche Einvernehmen«.

bb) In Satz 3 werden die Worte »nach der Abwahl
für den Rest seiner Amtszeit« durch die Worte
»mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die
Abwahl erfolgte, für den Rest seiner Amtszeit
kraft Gesetzes« ersetzt. 

cc) Nach Satz 3 werden folgende Sätze angefügt:

»Schlägt der Senat mit der Mehrheit von drei
Vierteln seiner Mitglieder die Abwahl eines
hauptamtlichen Vorstandsmitglieds vor, so hat
der Aufsichtsrat über diesen Vorschlag zu ent-
scheiden; beabsichtigt der Aufsichtsrat, dem



Vorschlag zu entsprechen, gilt Satz 1 mit der
Maßgabe, dass die Anhörung des Senats ent-
fällt. Das betroffene hauptamtliche Vorstands-
mitglied ist bei der Entscheidung des Senats
nach Satz 4 Halbsatz 1 von der Mitwirkung
ausgeschlossen.«

e) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 werden nach dem Wort »Dekan«
die Worte »oder den Rektor der Studien-
akademie« eingefügt. 

bb) In Halbsatz 2 werden nach dem Wort »Dekan«
die Worte Qund dem Rektor der Studien-
akademie« eingefügt. 

f) Absatz 9 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 6 wird folgender Satz eingefügt:

»Die Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend,
wenn das hauptamtliche Vorstandsmitglied
vorher in einem unbefristeten Beschäftigungs-
verhältnis zum Land Baden-Württemberg ge-
standen hat.«

bb) Nach dem neuen Satz 8 werden folgende Sätze
eingefügt:

»Ein hauptamtliches Vorstandsmitglied, das
neben seinem Beamtenverhältnis auf Zeit in
keinem weiteren Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder einem unbefristeten Arbeitsver-
hältnis steht, kann nach Beendigung einer
vollen Amtszeit bei herausragender Qualifi-
kation an der Hochschule, an welcher es als
Vorstandsmitglied tätig ist, auf eine Professur
berufen werden, wenn die Einstellungsvoraus-
setzungen nach § 47 erfüllt sind und das
Wissenschaftsministerium zustimmt. Für die
Ausschreibung der Professur und das Beru-
fungsverfahren gilt § 48 Abs. 2 Satz 5 entspre-
chend.«

g) In Absatz 10 Satz 2 werden nach dem Wort »Deka-
nen« die Worte », Rektoren der Studienakade-
mien« eingefügt. 

17. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort »Neben-
amtliche« die Worte »und nebenberufliche« einge-
fügt.

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) An der Dualen Hochschule können auch
Angehörige von Ausbildungsstätten nach § 65 b zu
nebenberuflichen Vorstandsmitgliedern gewählt
werden. Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend.«

18. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Der Senat entscheidet in Angelegenheiten von
Forschung, Kunstausübung, künstlerischen Ent-
wicklungsvorhaben, Lehre, Studium, dualer Aus-
bildung und Weiterbildung, soweit diese nicht

durch Gesetz einem anderen zentralen Organ, den
Fakultäten oder Studienakademien zugewiesen
sind.«

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 6 wird das Wort »Professuren«
durch die Worte »Stellen für Hochschulleh-
rer« ersetzt. 

bb) Nummer 9 erhält folgende Fassung:

»9. Beschlussfassung auf Grund der Vor-
schläge der Fakultäten oder der Studien-
akademien auf der Grundlage der Emp-
fehlungen der Fachkommissionen über die
Satzungen für Hochschulprüfungen oder
Stellungnahme zu Prüfungsverordnungen,
durch die ein Hochschulstudium abge-
schlossen wird, an der Dualen Hochschule
ferner die Regelungen über die Studienin-
halte und die Ausbildungsrichtlinien sowie
über Eignungsvoraussetzungen und Zulas-
sungsverfahren von Ausbildungsstätten,«.

cc) In Nummer 10 werden nach dem Wort »Ge-
bühren« die Worte »und Entgelte« eingefügt. 

c) Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

»Soweit an der Dualen Hochschule Beschlüsse
und Entscheidungen des Senats der Zustimmung
oder des Einvernehmens des Aufsichtsrats bedür-
fen, sind Vorlagen für den Senat zunächst dem
Aufsichtsrat zur Stellungnahme zuzuleiten; die
Stellungnahme des Aufsichtsrats ist der Senats-
vorlage beizufügen. Der Senat der Dualen Hoch-
schule kann Vertreter von Ausbildungsstätten an-
hören; eine Anhörung muss stattfinden, soweit
sich Ausbildungsstätten in Angelegenheiten, die
sie betreffen, an den Senat wenden, sofern die An-
gelegenheit in die Zuständigkeit des Senats fällt.«

d) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe b werden nach dem Wort »De-
kane« die Worte »im Sinne von § 24« einge-
fügt.

bb) In Buchstabe c werden nach dem Wort
»Gleichstellungsbeauftragte« die Worte »der
Hochschule« eingefügt.

cc) Es wird folgender Buchstabe f angefügt:

»f) an der Dualen Hochschule die Vorsitzen-
den und stellvertretenden Vorsitzenden der
Fachkommissionen nach § 20 a Abs. 2,«.

e) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 werden nach dem Wort »Mit-
glieder,« die Worte »deren zahlenmäßige Zu-
sammensetzung die Grundordnung bestimmt
und« eingefügt.

bb) In Halbsatz 2 wird das Wort »Grundordnung«
durch das Wort »Wahlordnung« ersetzt. 
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19. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 11 wird das Wort »Professuren«
durch die Worte »Stellen für Hochschulleh-
rer« ersetzt.

bb) Nummer 12 erhält folgende Fassung:

»12. die Stellungnahme, an der Dualen Hoch-
schule das Einvernehmen zur Einrich-
tung, Änderung oder Aufhebung eines
Studienganges; Stellungnahme und Ein-
vernehmen entfallen bei Übereinstim-
mung mit dem beschlossenen Struktur-
und Entwicklungsplan,«.

cc) In Nummer 14 wird der Punkt am Ende der
Aufzählung durch ein Komma ersetzt und
folgende Nummern 15 bis 18 angefügt:

»15. an der Dualen Hochschule die Abwahl
eines Rektors, Prorektors und weiteren
Prorektors, soweit ernannt, sowie der
Leiter der Außenstelle und der Studien-
bereichsleiter,

»16. an der Dualen Hochschule die Sicherung
der Qualität des Studiums an der Stu-
dienakademie und der betrieblichen
Ausbildung, 

»17. an der Dualen Hochschule die Zustim-
mung zu den Regelungen nach § 19
Abs.1 Satz 2 Nr. 9,

»18. an der Dualen Hochschule die Aufstel-
lung von Grundsätzen für die Ausgestal-
tung der Ausbildungsverträge, die für die
Zulassung nach § 60 Abs. 2 Nr. 7 erfüllt
sein müssen.«

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat viermal im
Jahr im Überblick über die aktuelle Situation in
den verschiedenen Leistungsbereichen der Hoch-
schulen und die in diesem Zusammenhang vor-
gesehenen oder getroffenen Maßnahmen zur
Qualitätsverbesserung, über die Entwicklung der
Haushalts- und Wirtschaftslage sowie über finan-
zielle Auswirkungen von Berufungsvereinbarun-
gen schriftlich zu berichten.«

c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Unbeschadet des Absatzes 6 a besteht der Auf-
sichtsrat aus sieben, neun oder elf Mitgliedern,
die vom Wissenschaftsminister bestellt und ab-
berufen werden.«

d) In Absatz 5 Satz 1 wird nach dem Wort »Grund-
ordnung« der Halbsatz »; weitere Regelungen
sind nicht zulässig« eingefügt.

e) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a einge-
fügt:

»(6 a) Abweichend von Absatz 3 besteht der
Aufsichtsrat an der Dualen Hochschule aus den
Vorsitzenden der Hochschulräte und acht nach
Absatz 4 auszuwählenden Mitgliedern, sowie
einem Beauftragten des Wissenschaftsministe-
riums; Absatz 4 Satz 3 Halbsatz 2 gilt mit der Maß-
gabe, dass die Vertreter des Senats und des Landes
für je drei und die Vertreter des bisherigen Auf-
sichtsrats für zwei Mitglieder das Vorschlagsrecht
haben. Der Beauftragte des Wissenschaftsminis-
teriums wird von einer von ihm zu benennenden
geeigneten dritten Person vertreten. Der Beauf-
tragte des Wissenschaftsministeriums wechselt
sich im Vorsitz mit einem vom Aufsichtsrat zu
wählenden Vertreter einer Ausbildungsstätte ab;
das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Auf-
sichtsrats. Absatz 5 Satz 1 gilt mit der Maßgabe,
dass die Grundordnung die Amtszeit regelt.«

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort »dem« die
Worte »unbeschadet des Satzes 4« eingefügt. 

bb) In Satz 2 Nr. 2 werden nach dem Wort »Fa-
kultätsvorstände« die Worte », an der Dualen
Hochschule durch die Rektoren, Prorektoren,
weiteren Prorektoren, Leiter von Außenstel-
len und Studienbereichsleiter« eingefügt.

cc) Es wird folgender Satz angefügt:

»An der Dualen Hochschule wird der Per-
sonalausschuss aus drei Aufsichtsratsmitglie-
dern gebildet, die nicht den Gruppen nach
§ 10 Abs.1 Satz 2 angehören dürfen.«

20. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt:

»§ 20 a

Kommission für Qualitätssicherung und 
Fachkommissionen an der Dualen Hochschule

(1) Die Kommission für Qualitätssicherung der
Dualen Hochschule berät die Organe der Dualen
Hochschule und der Studienakademien in Fragen der
Qualität der Ausbildung und der Studiengänge. Ihre
Empfehlungen erstrecken sich insbesondere auf das
Prüfungswesen, die akademischen Standards und die
landesweite Qualitätssicherung.

(2) Für jeden Studienbereich wird eine Fachkommis-
sion gebildet. Die Empfehlungen der Fachkommis-
sionen erstrecken sich auf die überörtlichen fachli-
chen Angelegenheiten der an der Dualen Hochschule
eingerichteten Studienbereiche, insbesondere auf die
Aufstellung von Studien- und Ausbildungsplänen,
die die Regelungen der Ausbildungs- und Prüfungs-
vorschriften nach § 34 Abs.1 Satz 1 und 2 erläutern.

(3) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeiten die
Kommission für Qualitätssicherung und die Fach-
kommissionen eng zusammen. Der Vorstand trägt für
die Durchführung ihrer Empfehlungen Sorge, soweit
nicht wichtige Gründe entgegenstehen.



(4) Die Grundordnung regelt die Zusammensetzung
der Kommission für Qualitätssicherung und der Fach-
kommissionen, die Bestellung der Mitglieder, deren
Vertretung und Amtszeit sowie die nähere Ausgestal-
tung der Aufgaben. Dabei ist vorzusehen, dass einer
Fachkommission jeweils gleich viele Professoren der
Dualen Hochschule wie Vertreter der Ausbildungs-
stätten sowie mindestens ein Vertreter der Studieren-
den angehören; bei der Besetzung der Kommission
für Qualitätssicherung sind mindestens die Vorsitzen-
den der Fachkommissionen und ihre Vertreter sowie
die Vertreter der Studierenden in den Fachkommissio-
nen zu berücksichtigen. Die Kommission für Qua-
litätssicherung und die Fachkommissionen sind dem
Vorstand zugeordnet. Diese Kommissionen wählen
jeweils einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter,
von denen einer Hochschullehrer und der andere Ver-
treter einer Ausbildungsstätte sein muss.«

21. Nach der Überschrift 

»Dritter Abschnitt 

Dezentrale Organisation der Hochschule« 

werden folgende Worte eingefügt: 

»Erster Unterabschnitt

Dezentrale Organisation der Universitäten, 
Pädagogischen Hochschulen, Kunsthochschulen 

und Fachhochschulen«.

22. § 23 Abs. 3 Satz 6 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 wird das Wort »Professuren« durch
die Worte »Stellen für Hochschullehrer« ersetzt.

b) In Nummer 5 wird nach der Angabe »§ 5« die An-
gabe »Abs. 2« angefügt.

23. § 24 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

»Auf Antrag der Fakultät kann durch Beschluss des
Aufsichtsrats ein hauptamtlicher Dekan vorgesehen
werden; § 17 Abs. 2 und 3 Sätze 1, 4 und 5 sowie
Abs. 4, 7 und 9 gelten entsprechend.«

24. In § 25 Abs. 2 Satz 2 wird nach der Angabe »§ 24
Abs. 3« die Angabe »Satz 2« eingefügt. 

25. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

»Ist die Hochschule nicht in Fakultäten oder Sek-
tionen untergliedert, werden Vorsitzender und stell-
vertretender Vorsitzender vom Senat bestimmt.«

b) In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 wird nach der Angabe
»§ 24 Abs. 3« die Angabe »Satz 2« eingefügt. 

26. Nach § 27 werden folgende Überschrift und die fol-
genden §§ 27a bis 27e eingefügt: 

»Zweiter Unterabschnitt

Dezentrale Organisation der Dualen Hochschule

§ 27a

Studienakademien

(1) Abweichend von § 15 Abs. 3 bis 5 gliedert sich die
Duale Hochschule in die örtlichen Studienakademien

als rechtlich unselbstständige örtliche Untereinheiten.
Jede Studienakademie ist in Studienbereiche geglie-
dert, die die Bezeichnung ›Fakultät‹ unter Beifügung
eines fachlichen Zusatzes führen. Sie sind keine Fa-
kultäten im Sinne von § 15. Jeder Studienbereich wird
von einem Studienbereichsleiter, jeder Studiengang
von einem Studiengangsleiter betreut. 

(2) Organe der Studienakademie sind der Rektor, der
Hochschulrat und der Akademische Senat.

§ 27 b

Leitung der Studienakademie 

(1) Im Rahmen der Vorgaben der zentralen Organe
leitet und vertritt der Rektor die Studienakademie; er
ist für alle Angelegenheiten der Studienakademie zu-
ständig, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist. Er bereitet die Sitzungen des Hochschul-
rats und des Akademischen Senats vor und vollzieht
die Beschlüsse. Er ist berechtigt, an den Sitzungen
aller Gremien der Studienakademie teilzunehmen
und bei der Abnahme von Prüfungen anwesend zu
sein. Hält er einen Beschluss des Hochschulrats oder
des Akademischen Senats für rechtswidrig, so gilt
§ 24 Abs.1 Sätze 4 bis 7 entsprechend. 

(2) Der Rektor bestimmt nach Anhörung des Akade-
mischen Senats, soweit es zur Gewährleistung eines
ordnungsgemäßen Lehrangebots erforderlich ist, 
die Lehraufgaben der zur Lehre verpflichteten Mit-
glieder der Studienakademie. Er wirkt unbeschadet
der Aufgaben des Vorstandsvorsitzenden darauf hin,
dass die zur Lehre verpflichteten Mitglieder der
Studienakademie ihre Lehr- und Prüfungsverpflich-
tungen ordnungsgemäß erfüllen. Ihm steht insoweit
ein Aufsichts- und Weisungsrecht zu; er kann im Ein-
zelfall den Studienbereichsleiter mit der Wahrneh-
mung dieses Rechts betrauen. Er führt im Rahmen der
Aufgaben der Studienakademie die Dienstaufsicht
über die der Forschung und Lehre sowie über die dem
Technologietransfer dienenden Einrichtungen, die der
Studienakademie zugeordnet sind (§ 15 Abs. 7), sowie
die Dienstaufsicht über die in der Studienakademie
tätigen Mitarbeiter. Er ist für die wirtschaftliche Ver-
wendung der der Studienakademie für Forschung und
Lehre sowie für den Technologietransfer zugewie-
senen Mittel verantwortlich. Er unterrichtet den Vor-
stand, den Akademischen Senat und den Hochschulrat
über alle wichtigen Angelegenheiten regelmäßig, bei
besonderen Anlässen unverzüglich. Im Rahmen der
von Aufsichtsrat und Vorstand getroffenen Festle-
gungen ist der Rektor darüber hinaus insbesondere für
folgende Aufgaben zuständig:

1. die Aufstellung von Struktur- und Entwicklungs-
plänen der Studienakademie,

2. die Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsvoran-
schlags oder des Wirtschaftsplans, 
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3. die Entscheidung über die Verwendung der vom
Vorstand der Studienakademie zugewiesenen
Stellen und Mittel nach den Grundsätzen des § 13
Abs. 2,

4. den Vorschlag zur Funktionsbeschreibung von
Stellen für Hochschullehrer. 

(3) Der Vorstand schreibt im Benehmen mit dem
Vorsitzenden des Hochschulrats die Stelle des Rektors
öffentlich aus und schlägt dem Hochschulrat nach
Anhörung des Akademischen Senats in der Regel drei
Bewerber zur Wahl vor; Rektor und Prorektor nehmen
am Wahlverfahren nicht teil, sofern sie selbst Be-
werber sind. Der Wahlvorschlag bedarf des Einver-
nehmens des Wissenschaftsministeriums. Der Hoch-
schulrat wählt aus dem Kreis der Vorgeschlagenen
den Bewerber, der dem Ministerpräsidenten zur Er-
nennung vorgeschlagen werden soll. § 17 Abs. 2 Satz
1 gilt entsprechend. § 17 Abs. 4 gilt entsprechend mit
der Maßgabe, dass die Pflicht zur Abhaltung von
Lehrveranstaltungen und Mitwirkung in Prüfungen
nur in dem Umfang ruht, wie es der Vorstand unter
Berücksichtigung der mit dem Amt des Rektors ver-
bundenen Belastungen festlegt. Der Aufsichtsrat kann
den Rektor abwählen; § 17 Abs. 7 Sätze 1 bis 3 gelten
entsprechend mit der Maßgabe, dass auch der Hoch-
schulrat und der Akademische Senat anzuhören sind.
Schlägt der Akademische Senat mit der Mehrheit von
drei Vierteln seiner Mitglieder die Abwahl des Rek-
tors vor, so hat der Aufsichtsrat über diesen Vorschlag
zu entscheiden; beabsichtigt der Aufsichtsrat, dem
Vorschlag zu entsprechend, gilt Satz 6 mit der Maß-
gabe, dass die Anhörung des Akademischen Senats
entfällt. Der Rektor ist bei der Entscheidung des
Akademischen Senats nach Satz 7 Halbsatz 1 von der
Mitwirkung ausgeschlossen. 

(4) Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. § 17 Abs. 2
Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend. 

(5) Der Rektor wird vom Prorektor vertreten. Der Pro-
rektor leitet einen Studienbereich. Der Rektor kann
dem Prorektor einen bestimmten Geschäftsbereich
zur ständigen Wahrnehmung übertragen. Er kann dem
Prorektor allgemein oder im Einzelfall Weisungen
erteilen. Für den Prorektor gilt im Rahmen seines
Geschäftsbereichs Absatz 1 Satz 3 entsprechend.

(6) In Studienakademien mit mehr als 2000 Studieren-
den wird ein weiterer Prorektor ernannt oder bestellt,
der zugleich einen Studienbereich leitet. In diesem
Fall bestimmt der Rektor die Reihenfolge seiner Ver-
tretung. Absatz 5 Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend.

(7) Für den Prorektor, den weiteren Prorektor nach
Absatz 6 und den Leiter einer Außenstelle gelten
Absatz 3 mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag
des Einvernehmens des Rektors bedarf, und Absatz 4
entsprechend. Der Leiter einer Außenstelle führt die
Bezeichnung ›Prorektor‹. 

(8) Der Leiter der örtlichen Verwaltung unterstützt
den Rektor bei der Erfüllung seiner Aufgaben und ist
an seine Weisungen gebunden; er kann die Bezeich-
nung ›Verwaltungsdirektor‹, die Leiterin der örtli-
chen Verwaltung die Bezeichnung ›Verwaltungsdi-
rektorin‹ führen.

§ 27 c

Hochschulrat

(1) An jeder Studienakademie wird ein Hochschulrat
gebildet. Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere:

1. Festlegung der standortspezifischen Inhalte der
Studien- und Ausbildungspläne sowie der zu-
gehörigen Prüfungsordnungen innerhalb des von
den zentralen Organen vorgegebenen Rahmens, 

2. Vorschläge für die Einrichtung, Änderung oder
Aufhebung von Studiengängen am jeweiligen
Standort, 

3. Entscheidungen über Fragen des Zulassungs-
wesens (Zulassung von Ausbildungsstätten und
Studierenden), 

4. Regelung der Zusammenarbeit zwischen der 
Studienakademie und den Ausbildungsstätten.
Hierunter fallen insbesondere:

a) Koordinierung des Studiums an der Studien-
akademie und der Ausbildung in den Ausbil-
dungsstätten,

b) Abstimmung der Studienkapazitäten an der
Studienakademie und der Ausbildungskapa-
zitäten in den Ausbildungsstätten, erforderli-
chenfalls Festlegung des Umfangs der Beteili-
gung der einzelnen Ausbildungsstätten, 

c) Maßnahmen zur Erhaltung und Gewinnung
von Ausbildungsplätzen, 

d) Durchführung der für die Zulassung von Aus-
bildungsstätten aufgestellten Eignungsgrund-
sätze sowie Aufstellung und Fortschreibung
eines Verzeichnisses der geeigneten Ausbil-
dungsstätten, 

e) Empfehlungen bei der Zulassung von Studie-
renden,

5. Vorschläge für die Ernennung von Ehrensenato-
ren,

6. Wahl des Rektors, des Prorektors und des weiteren
Prorektors, soweit ein solcher zu ernennen ist, so-
wie der Leiter von Außenstellen und der Studien-
bereichsleiter.

Die Studienkapazität nach Satz 2 Nr. 4 Buchst. b wird
in entsprechender Anwendung von § 5 Abs. 3, Abs. 4
Sätze 1 bis 5 und Abs. 7 des Hochschulzulassungsge-
setzes berechnet und vom Hochschulrat beschlossen;
das Hochschulzulassungsgesetz findet im Übrigen
keine Anwendung. Übersteigen die Ausbildungswün-
sche der beteiligten Ausbildungsstätten diese Studien-



kapazität und bleiben Abstimmungsversuche erfolg-
los, so entscheidet der Hochschulrat über die Ober-
grenze der Beteiligung der einzelnen Ausbildungs-
stätten nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(2) Dem Hochschulrat gehören an:

1. der Rektor, 

2. der Prorektor, 

3. der weitere Prorektor, soweit ernannt oder be-
stellt, 

4. der Leiter einer Außenstelle, soweit ernannt oder
bestellt, 

5. die Studienbereichsleiter, 

6. der Leiter der örtlichen Verwaltung,

7. je Studienbereich ein hauptberufliches Mitglied
des Lehrkörpers, 

8. je Studienbereich zwei Vertreter der beteiligten
Ausbildungsstätten, 

9. so viele weitere Vertreter der beteiligten Ausbil-
dungsstätten, bis die Gesamtzahl der Vertreter der
Studienakademie nach Nummer 1 bis 7 erreicht
ist, 

10. je Studienbereich ein Vertreter der Studierenden,
bei der Mitwirkung nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 4
Buchst. e mit beratender Stimme. 

(3) Die Vertreter nach Absatz 2 Nr. 8 und 9 werden von
den beteiligten Ausbildungsstätten, die Studierenden
von der Studierendenvertretung nach § 65 a Abs. 3
und die Vertreter der Studienbereiche nach Absatz 2
Nr. 7 von den Mitgliedern des Akademischen Senats
nach § 27 d Abs. 2 Nr. 7 aus deren Kreis gewählt.

(4) Die Amtszeit der Vertreter der Studierenden be-
trägt ein Jahr, die der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 7
bis 9 vier Jahre. Die Mitglieder haben Stellvertreter.
Die Amtszeit beginnt in der Regel jeweils am 1. Okto-
ber. Beginnt die Amtszeit erst zu einem späteren Zeit-
punkt, so verkürzt sie sich entsprechend. Abweichend
von § 9 Abs. 8 kann die Wahlordnung auch eine Wahl
nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl vorsehen. 

(5) Der Hochschulrat wählt aus seiner Mitte für die
Dauer von zwei Jahren einen Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter. Der Vorsitzende muss ein Mitglied nach
Absatz 2 Nr. 8 oder 9, dessen Stellvertreter ein Mit-
glied nach Absatz 2 Nr. 7 sein.

(6) Persönlichkeiten, die sich in besonderer Weise um
die Duale Hochschule verdient gemacht haben, kann
der Vorstand auf Vorschlag des Hochschulrats die Be-
zeichnung ›Senator ehrenhalber (e. h.)‹ oder ›Senato-
rin ehrenhalber (e. h.)‹ verleihen.

§ 27 d

Akademischer Senat

(1) An jeder Studienakademie wird ein Akademi-
scher Senat gebildet. Der Akademische Senat sorgt

für die Zusammenarbeit innerhalb der Studienakade-
mie. Er hat folgende Aufgaben:

1. Beschlussfassung über Grundsatzfragen des Lehr-
und Studienbetriebs im Rahmen der geltenden
Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften, 

2. Beschlussfassung über die Studienpläne und den
Gleichstellungsplan, 

3. Mitwirkung bei der Planung der weiteren Ent-
wicklung der Studienakademie,

4. Stellungnahme zu Berufungsvorschlägen, sofern
nicht die Grundordnung auf Grund von § 48 Abs. 4
Satz 7 weitergehende Beteiligungsrechte vorsieht, 

5. Vorschläge für die Verleihung der Bezeichnung
›Honorarprofessor‹ oder ›Honorarprofessorin‹, 

6. Vorschläge zur Einrichtung, Änderung oder Auf-
hebung von Studiengängen, 

7. Koordinierung der Arbeit der Studienbereiche, 

8. Stellungnahme zum Vorschlag des Vorstandes zur
Wahl des Rektors, des Prorektors und des weite-
ren Prorektors, soweit ein solcher zu ernennen ist,
sowie der Leiter von Außenstellen und der Studi-
enbereichsleiter.

(2) Dem Akademischen Senat gehören an:

1. der Rektor als Vorsitzender, 

2. der Prorektor, 

3. der weitere Prorektor, soweit ernannt oder bestellt,

4. der Leiter einer Außenstelle, soweit ernannt oder
bestellt, 

5. die Studienbereichsleiter, 

6. der Leiter der örtlichen Verwaltung, 

7. je Studienbereich vier hauptberufliche Mitglieder
des Lehrkörpers, 

8. je Studienbereich ein Studierender, der von der
Bereichsversammlung nach § 65 a Abs. 2 gewählt
wird und

9. sonstige Mitarbeiter.

(3) Die Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 7 und 9 werden
für vier Jahre, die Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 8 
für ein Jahr gewählt; abweichend von § 9 Abs. 8 kann
die Wahlordnung Wahlen nach den Grundsätzen der
Mehrheitswahl vorsehen. Die Wahlordnung regelt
ferner die Zahl der Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 9. Die
Mitglieder haben Stellvertreter. Die Amtszeit beginnt
jeweils am 1. Oktober. Findet die Wahl nach dem
1. Oktober statt, verkürzt sich die Amtszeit entspre-
chend.

§ 27 e

Studienbereichsleiter, Studiengangsleiter

(1) Die Studienbereichsleiter sorgen für einen geord-
neten Ablauf des Studiums in den dem Studien-
bereich zugeordneten Studiengängen. Der Studien-
bereichsleiter ist Beamter auf Zeit. Die Amtszeit
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beträgt sechs Jahre. § 27 b Abs. 7 Satz 1 gilt entspre-
chend. Studienbereichsleiter führen die Bezeichnung
›Dekan‹, soweit sie nicht zugleich Prorektoren sind
(§ 27 b Abs. 5 Satz 2); werden stellvertretende Stu-
dienbereichsleiter bestellt, führen sie die Bezeich-
nung ›Prodekan‹. 

(2) Den Studiengangsleitern obliegen neben den
Aufgaben nach § 46 insbesondere die inhaltliche und
didaktische Ausgestaltung des Studienangebots so-
wie die Organisation des Studienbetriebs und des
Prüfungswesens des zugeordneten Studiengangs. Zu
ihren hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch,

1. Ausbildungsstätten zu gewinnen und deren Aus-
bildungseignung zu prüfen, 

2. die beteiligten Ausbildungsstätten zu beraten und
zu betreuen, 

3. Lehrbeauftragte nach § 56 zu gewinnen, zu be-
treuen und zu beraten, 

4. die Studierenden des ihnen zugeordneten Studien-
gangs zu betreuen und zu beraten und 

5. die Evaluation nach § 5 durchzuführen und geeig-
nete Maßnahmen zur Qualitätssicherung und -ver-
besserung zu ergreifen. 

Die Studiengangsleiter informieren den zuständigen
Studienbereichsleiter sowie die Organe der Studien-
akademie über die wesentlichen Entscheidungen und
Ergebnisse bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Sie
werden vom Rektor auf Vorschlag des Akademischen
Senats auf Zeit bestellt. Werden mehrere Studien-
gänge zu einer Studiengangsgruppe zusammenge-
fasst, führt der Leiter dieser Gruppe die Bezeichnung
›Studiendekan‹. 

(3) Studienbereichsleiter, stellvertretende Studien-
bereichsleiter und Leiter einer Studiengangsgruppe
sind nicht Dekane, Prodekane und Studiendekane im
Sinne des § 24.«

27. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 5 werden die Worte »Die Zulas-
sung« durch die Worte »Der Zugang« ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

»Unberührt von Satz 1 und Absatz 2 bleiben die
Staatsexamensstudiengänge, die Studiengänge
des Theologischen Vollstudiums mit kirchlichem
oder akademischem Abschluss, die Studiengänge
der Freien Kunst an den Kunsthochschulen, die
Studiengänge des Designs an der Staatlichen Aka-
demie der Bildenden Künste Stuttgart sowie die
Studiengänge an der Staatlichen Hochschule für
Gestaltung Karlsruhe.«

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort »Studiense-
mester« die Worte », an der Dualen Hoch-
schule die Ausbildung in den Ausbildungs-
stätten« eingefügt. 

bb) In Satz 3 wird nach Nummer 1 folgende
Nummer 2 eingefügt:

»2. Bachelor an der Dualen Hochschule unter
Einschluss der Ausbildung in den Ausbil-
dungsstätten in der Regel höchstens drei
Jahre,«.

Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

d) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

»(6) Die Duale Hochschule verbindet das Studium
an einer Studienakademie mit der praxisorientier-
ten Ausbildung in den beteiligten Ausbildungsstät-
ten (duales System). Durch die Prüfung an der
Dualen Hochschule ist festzustellen, ob der Prü-
fungsteilnehmer die notwendigen theoretischen
und praktischen Kenntnisse besitzt und mit den in
der Ausbildungsstätte vermittelten wesentlichen
Ausbildungsinhalten vertraut ist. Die Studierenden
der Dualen Hochschule sind verpflichtet, regel-
mäßig an den Lehrveranstaltungen teilzunehmen
und sich den vorgeschriebenen Leistungskontrol-
len und Prüfungen zu unterziehen.«

28. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

»Dies gilt nicht, wenn und soweit die Hochschule
durch eine anerkannte Einrichtung eine System-
akkreditierung erlangt hat; Auflagen im Rahmen
der Systemakkreditierung zur Akkreditierung ein-
zelner Studiengänge sind dabei zu beachten.«

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Fakultät und die Studienakademie können
das Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen
beschränken oder den Zugang zu einem Studien-
abschnitt von dem Erbringen bestimmter Studien-
leistungen, an der Dualen Hochschule darüber
hinaus von der Erbringung bestimmter Ausbil-
dungsleistungen in der Ausbildungsstätte oder
dem Bestehen einer Prüfung abhängig machen,
wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Ausbildung
nicht gewährleistet werden könnte oder die Be-
schränkung aus sonstigen Gründen der Forschung,
Lehre, dualen Ausbildung oder Krankenversor-
gung erforderlich ist.«

29. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird folgender Halbsatz ange-
fügt:

»; die Duale Hochschule soll dafür zusammen mit
den beteiligten Ausbildungsstätten Möglichkeiten
einer wissenschaftsbezogenen und zugleich praxi-
sorientierten beruflichen Weiterbildung im dualen
System entwickeln«. 

b) Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

»Die Hochschulen können private Bildungsein-
richtungen mit der Durchführung der Lehre im



Rahmen postgradualer Studiengänge, die keine
konsekutiven Studiengänge im Sinne des § 29
Abs. 4 sind, beauftragen. Dabei ist durch einen
Vertrag, der der Zustimmung des Wissenschafts-
ministeriums bedarf, sicherzustellen, dass

1. die von der privaten Bildungseinrichtung ver-
pflichteten Lehrenden mindestens die Voraus-
setzungen des § 56 Abs. 2 Satz 1 erfüllen, 

2. allein der Hochschule die inhaltliche, didak-
tische, strukturelle, kapazitäre und zeitliche
Festlegung des Lehrangebots im Rahmen der
maßgeblichen Studien- und Prüfungsordnung
obliegt und

3. die durch die private Bildungseinrichtung er-
brachte Lehre in das Qualitätsmanagement nach
§ 5 Abs.1 sowie in die Eigen- und Fremdevalua-
tionen der Hochschule nach § 5 Abs. 2 einbezo-
gen wird.«

30. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden nach der
Angabe »Nr.1« die Worte »und 2« eingefügt. 

b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Außerhalb des Hochschulsystems erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten können auf ein Hoch-
schulstudium angerechnet werden, wenn 

1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den
Hochschulzugang geltenden Voraussetzungen
erfüllt sind,

2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden
Kenntnisse und Fähigkeiten den Studien- und
Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen,
nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind und

3. die Kriterien für die Anrechnung im Rahmen
einer Akkreditierung überprüft worden sind. 

Außerhalb des Hochschulsystems erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten dürfen höchstens 50
Prozent des Hochschulstudiums ersetzen. Die
Hochschulen regeln die Einzelheiten in der Prü-
fungsordnung, insbesondere ob, unter welchen
Voraussetzungen und in welchem Umfang die
Kenntnisse und Fähigkeiten, die außerhalb des
Hochschulwesens erworben wurden, angerechnet
werden können. Die Prüfungsordnung kann auch
eine Einstufungsprüfung vorsehen.«

31. § 33 Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Universitäten, Pädagogischen Hochschulen,
Fachhochschulen und die Duale Hochschule können
Vor- und Zwischenprüfungen sowie Abschlussprü-
fungen für nicht immatrikulierte Studierende durch-
führen und für diese studienbegleitende Leistungs-
nachweise abnehmen, sofern diese Bestandteil einer
der genannten Prüfungen sind (Externenprüfung);«.

32. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird der Halbsatz »; sie müssen flexible
Fristen ermöglichen, wenn Studierende Fami-
lienpflichten wahrzunehmen haben« angefügt. 

bb) Satz 6 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

»2. die Prüfungsordnung einer von den
Ländern gemeinsam beschlossenen Emp-
fehlung oder Vereinbarung, die die 
Gleichwertigkeit einander entsprechender
Studien- und Prüfungsleistungen sowie
Studienabschlüsse und die Möglichkeit 
des Hochschulwechsels gewährleisten
soll, nicht entspricht,«.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort »Die« durch die
Worte »Absatz 1 Satz 2 und die« ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort »Prüfungsordnun-
gen« durch das Wort »Prüfungsrechtsverord-
nungen« ersetzt. 

33. § 35 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten »aus-
ländischen Hochschule« die Worte »oder ver-
gleichbaren Bildungseinrichtungen« eingefügt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte »im Sinne
des Hochschulrahmengesetzes« gestrichen.

c) Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

»Wer das Studium Sozialpädagogik an der Berufs-
akademie oder der Dualen Hochschule erfolgreich
abgeschlossen hat, ist berechtigt, die Berufsbe-
zeichnung ›Staatlich anerkannter Sozialarbeiter/
Sozialpädagoge‹ oder ›Staatlich anerkannte So-
zialarbeiterin/Sozialpädagogin‹ zu führen.«

34. § 36 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort »Prüfungs-
vorschriften« die Worte », an der Dualen Hoch-
schule auch über die Bestellung von Angehörigen
der Ausbildungsstätten zu Prüfern« eingefügt.

b) In Nummer 5 werden nach dem Wort »Tätigkei-
ten« die Worte »und an der Dualen Hochschule
über die Absolvierung der vorgesehenen Ausbil-
dungsabschnitte in den Ausbildungsstätten« ein-
gefügt.

c) In Nummer 7 wird das Wort »sowie« durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummern 8 und 9
eingefügt:

»8. an der Dualen Hochschule die Anteile des Stu-
diums in der Studienakademie im Verhältnis
zu der Ausbildung in den Ausbildungsstätten,

»9. an der Dualen Hochschule die Möglichkeit zur
Festlegung standortspezifischer Regelungen
sowie«.

d) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 10.
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35. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

»Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.«

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

»(4) Vereinbarungen und Abkommen der Bundes-
republik Deutschland mit anderen Staaten über
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich gehen
Vereinbarungen der Länder der Bundesrepublik
Deutschland und den Regelungen in den Absät-
zen 1 bis 3 vor.«

36. Nach § 37 wird folgender § 37 a eingefügt:

»§ 37 a

Reformklausel für die Duale Hochschule

Für die Erprobung von Studiengängen, die von
ausländischen Hochschulen sowie vergleichbaren
Bildungseinrichtungen im Zusammenwirken mit
einer oder mehreren Studienakademien durchgeführt
werden, kann das Wissenschaftsministerium durch
Rechtsverordnung von den Regelungen des § 29
Abs. 4 Satz 2 und 3 Nr. 2 und 3, Abs. 6, § 34 Abs.1 
Satz 1 in Verbindung mit § 36, § 35 Abs.1, § 58 Abs. 2
und § 60 Abs. 2 Nr. 6 und 7, Abs. 3 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 2
Ausnahmen zulassen, von § 58 Abs. 2 und § 60 Abs. 2 
Nr. 6 und 7, Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 5 Nr. 2 jedoch nur für
ausländische Studierende.«

37. § 38 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort »Fach-
hochschulen« die Worte »oder der Dualen Hoch-
schule« eingefügt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort »werden« durch
das Wort »können« ersetzt und werden die Worte »,
wenn sie nicht bereits auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses Mitglied der Hochschule sind«
durch das Wort »werden« ersetzt. 

38. In § 40 Abs.1 wird Satz 3 gestrichen.

39. Nach § 41 Abs. 5 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

»Bei einem überwiegenden Interesse der Hochschule
an der Durchführung des Forschungsauftrags kann
der Kostenersatz ermäßigt, in besonderen Ausnahme-
fällen von ihm abgesehen werden.«

40. § 45 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden das Komma durch das
Wort »und« ersetzt und die Worte »und die Probe-
zeit« gestrichen. 

b) In Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem
Wort »Hochschuleinrichtung« die Worte »oder die
Studienakademie« und nach den Worten »oder mit
einer anderen Hochschule« die Worte »oder Stu-
dienakademie« eingefügt. 

c) Es wird folgender Absatz angefügt:

»(9) Bei einer Beurlaubung von beamteten Hoch-
schullehrern und Akademischen Mitarbeitern zur

übergangsweisen Wahrnehmung der Aufgaben 
eines Professors an einer Hochschule nach § 31 der
Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO)
finden § 31 Abs.1 Sätze 4 und 5 AzUVO keine An-
wendung.«

41. § 46 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte »Planstellen für Profes-
suren« durch die Worte »Stellen für Hochschulleh-
rer« ersetzt. 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort »trifft« die Worte
»bei Professuren und Hochschuldozenturen sowie
bei Juniorprofessuren und Juniordozenturen, de-
nen die Möglichkeit nach § 48 Abs. 2 Satz 4 einge-
räumt wurde,« und nach dem Wort »Hochschule«
die Worte », im Übrigen die Hochschule« einge-
fügt. 

c) Satz 4 erhält folgende Fassung:

»Die jeweilige Fakultät, Fachgruppe oder Stu-
dienakademie und der Betroffene sind vorher zu
hören.«

42. In § 47 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem
Wort »Fachhochschulen« die Worte »und an der Dua-
len Hochschule« eingefügt. 

43. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

»; der Fakultätsrat, die Fachgruppe oder die 
Studienakademie ist vor der Entscheidung zu
hören.«

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach den Worten »Aus-
schreibung einer Professur« die Worte »und der
Durchführung des Berufungsverfahrens« einge-
fügt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

»Unbeschadet des Satzes 8 bildet der Vorstand
im Benehmen mit der Fakultät zur Vorbe-
reitung des Berufungsvorschlags eine Beru-
fungskommission, die von einem Vorstands-
mitglied oder einem Mitglied des Fakultäts-
vorstands der Fakultät geleitet wird, in der die
Stelle zu besetzen ist;«.

bb) In Satz 5 werden nach dem Wort »Studien-
dekan« die Worte »oder der Studienbereichs-
leiter« eingefügt. 

cc) In Satz 7 werden nach dem Wort »Fakultäts-
rat« die Worte »und des Akademischen Senats
(§ 25 Abs.1 Satz 2, § 27 d Abs.1 Satz 3 Nr. 4)«
eingefügt. 

dd) Es werden folgende Sätze angefügt:

»Abweichend von Satz 1 bildet an der Dualen
Hochschule der Rektor der Studienakademie,
an der die Stelle zu besetzen ist, im Einverneh-
men mit dem Vorstand eine Berufungskom-



mission, die er leitet, sofern nicht ein Vor-
standsmitglied den Vorsitz übernimmt oder er
ihn auf einen Vertreter überträgt. Im Übrigen
gelten die Sätze 2 und 4 bis 7.«

44. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort »Zeit« die
Worte », auf Probe« und nach dem Wort »oder«
das Wort »auf« eingefügt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort »Fakultäts-
vorstands« die Worte »oder des Rektors der
Studienakademie« eingefügt.

bb) In Satz 5 werden nach dem Wort »Fakultät«
die Worte »oder der zuständigen Studienaka-
demie« eingefügt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a einge-
fügt:

»(3 a) Die Hochschulen können Professoren auf
Antrag zur Ausübung einer Tätigkeit bei anderen
als den in Absatz 3 genannten Einrichtungen bis zu
vier Jahre unter Wegfall der Bezüge beurlauben,
wenn die während der Beurlaubung ausgeübte
Tätigkeit dienstlichen Interessen dient. Die Beur-
laubung bedarf der Zustimmung des Fakultäts-
vorstands oder des Rektors der Studienakademie.
In begründeten Ausnahmefällen kann die Beurlau-
bung mit Zustimmung des Wissenschaftsministe-
riums einmalig um bis zu drei Jahre verlängert
werden. Absatz 3 Sätze 4 bis 6 gilt entsprechend.«

45. § 50 Abs. 2 Satz 6 wird wie folgt geändert:

a) Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

»Soll das Dienstverhältnis nach Satz 1 nach Frist-
ablauf befristet fortgesetzt werden, bedarf es nicht
der erneuten Durchführung eines Berufungsver-
fahrens;«.

b) In Halbsatz 2 werden nach dem Wort »Fakultät«
die Worte »oder der zuständigen Studienakade-
mie« eingefügt.

46. § 51 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe »§ 57 b Abs. 4 Satz 1
Nr.1 und 3 bis 5 HRG« durch die Angabe »§ 2
Abs. 5 Satz 1 Nr.1 und 3 bis 5 des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes« ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe »§ 57 b Abs. 2 Satz 1
HRG« durch die Angabe «§ 2 Abs. 3 Satz 1 des
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes« ersetzt. 

47. § 55 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen. 

48. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

»Die Duale Hochschule kann auch Bewerber mit
Fachhochschulreife zulassen, wenn diese ihre Eig-
nung für den Studiengang, zu dem sie die Zulas-

sung anstreben, nachgewiesen haben; die Duale
Hochschule regelt durch Satzung Voraussetzungen
und Verfahren zur Feststellung der studienbezo-
genen Eignung.«

b) Absatz 5 Satz 5 Halbsatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

»; der Vorstand kann seine Zuständigkeit auf den
Vorstand der Fakultät, welcher der Studiengang
hauptsächlich zugeordnet ist, oder auf den Rektor
der Studienakademie übertragen.«

49. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

»(1) Berufstätige ohne Hochschulzugangsberech-
tigung, die

1. als berufliche Fortbildung

a) eine Meisterprüfung, 

b) eine der Meisterprüfung gleichwertige beruf-
liche Fortbildung im erlernten Beruf nach
dem Berufsbildungsgesetz, nach der Hand-
werksordnung oder einer sonstigen öffent-
lich-rechtlichen Regelung,

c) eine sonstige berufliche Fortbildung, sofern
sie durch Rechtsverordnung nach Satz 4 als
gleichwertig festgestellt ist, oder

d) eine Fachschule nach § 14 des Schulgesetzes
erfolgreich abgeschlossen haben und

2. einen schriftlichen Nachweis über eine auf den
angestrebten Studiengang bezogene studien-
fachliche Beratung erbringen,

besitzen die Qualifikation für ein Studium in 
einem ihrer beruflichen Fortbildung fachlich ent-
sprechenden Studiengang. § 58 Abs. 5 bis 8 bleibt
unberührt. Das Wissenschaftsministerium regelt
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
dem Kultusministerium das Nähere über die fach-
liche Entsprechung der Studiengänge sowie die
Voraussetzungen für die Feststellung der Gleich-
wertigkeit der beruflichen Fortbildungen und legt
fest, welche Fortbildungen nach Satz 1 Nr.1
Buchst. b der Meisterprüfung gleichwertig sind.
Ferner kann es in der Rechtsverordnung sonstige
gleichwertige Fortbildungen nach Satz 1 Nr.1
Buchst. c der Meisterprüfung gleichstellen.«

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte »Aus- und«
gestrichen und die Angabe »des Absatzes 1 Sätze 1
und 4« durch die Angabe »des Absatzes 1 Satz 1«
ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe »des Absatzes 1 Satz 1
Nr. 2, 3 oder 4« durch die Angabe »des Absatzes 1
Satz 1 Nr.1« ersetzt. 

50. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 Teilsatz 3 wird das Wort »oder«
durch ein Komma ersetzt.
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bb) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aaa) In Teilsatz 1 werden nach dem Wort »Per-
son« die Worte »für einen Studiengang,
der zu einem ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss an Hochschulen nach § 1
Abs. 2 Nr.1, 2 und 4 führt,« eingefügt 
und die Worte »Orientierungstest oder
einem Orientierungsgespräch für den ge-
wünschten Studiengang« durch das Wort
»Studienorientierungsverfahren« ersetzt.

bbb) Teilsatz 2 wird gestrichen.

ccc) Im neuen Teilsatz 2 werden die Worte
»Orientierungstests und des Orientie-
rungsgesprächs« durch das Wort »Stu-
dienorientierungsverfahrens« ersetzt.

ddd) Es wird folgender Teilsatz angefügt:

»; für die Zulassung zu Lehramtsstudien-
gängen ist die Teilnahme an einem be-
sonderen, mit dem Kultusministerium
abgestimmten Lehrerorientierungstest
nachzuweisen oder«. 

cc) Es wird folgende Nummer 7 angefügt:

»7. an der Dualen Hochschule die Person
keinen Ausbildungsvertrag mit einer Aus-
bildungsstätte vorlegt, die von der jeweili-
gen Studienakademie nach § 65 b Abs. 2
zugelassen ist; der Ausbildungsvertrag
muss den von der Dualen Hochschule
aufgestellten Grundsätzen für die Ausge-
staltung der Vertragsverhältnisse entspre-
chen.«

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort »oder« durch ein
Komma ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort
»oder« ersetzt.

cc) Es wird folgende Nummer 3 angefügt:

»3. an der Dualen Hochschule der Zulassungs-
antrag nicht innerhalb des für diese Ausbil-
dungsstätte nach § 27 c Abs.1 Satz 2 Nr. 4
Buchst. b festgelegten Umfangs der Betei-
ligung liegt.«

50 a. § 61 wird folgender Absatz 3 angefügt:

»(3) Studierende können Schutzzeiten entsprechend
§ 3 Abs.1, § 6 Abs.1 des Gesetzes zum Schutz der er-
werbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz – MuSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni
2002 (BGBl. I S. 2318) in der jeweils geltenden Fas-
sung und Elternzeit entsprechend § 15 Abs.1 bis 3 des
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 5. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 2748) in der jeweils gelten-
den Fassung in Anspruch nehmen; hierfür sind sie auf
Antrag zu beurlauben. Nach Satz 1 beurlaubte Studie-

rende sind berechtigt, an Lehrveranstaltungen teilzu-
nehmen, Studien- und Prüfungsleistungen zu erbrin-
gen und Hochschuleinrichtungen zu nutzen. Zeiten
nach Satz 1 werden nicht auf die Beurlaubung nach
Absatz 1 Satz 2 angerechnet.«

51. § 62 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird das Wort »oder« am Ende
der Aufzählung durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird der Punkt am Satzende
durch ein Komma ersetzt und folgende Num-
mern 4 und 5 angefügt:

»4. das Ausbildungsverhältnis beim Studium
an der Dualen Hochschule rechtswirksam
beendet und nicht innerhalb von acht 
Wochen ein neuer Ausbildungsvertrag ge-
schlossen worden ist, oder 

»5. sie ihre Pflichten nach § 29 Abs. 6 Satz 3
wiederholt oder schwer verletzen.«

b) In Absatz 3 Satz 1 werden in Nummer 2 das Wort
»oder« durch ein Komma, in Nummer 3 am Satz-
ende der Punkt durch das Wort »oder« ersetzt und
folgende Nummer 4 angefügt:

»4. sie vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die
Grundsätze des § 3 Abs. 5 Sätze 1 bis 3 ver-
stoßen.«

52. In § 65 Abs.1 Satz 1 werden nach dem Wort »Hoch-
schule« die Worte »vorbehaltlich des § 65 a« einge-
fügt.

53. Nach § 65 werden die folgenden §§ 65 a und 65 b
eingefügt:

»§ 65 a

Mitwirkung der Studierenden an 
der Dualen Hochschule

(1) Die Studierenden der Dualen Hochschule neh-
men ihre fachlichen und sozialen Belange und ihre
geistigen, musischen und sportlichen Interessen in
der Bereichsversammlung, in der Studierendenver-
tretung der Studienakademie und dem Allgemeinen
Studierendenausschuss (AStA) wahr. Sie werden da-
bei von der Dualen Hochschule unterstützt. 

(2) Die Bereichsversammlung der Studienakademie
wahrt die Belange der Studierenden eines Studienbe-
reichs. Ihr gehören die Kurssprecher und deren Stell-
vertreter aus den Studiengängen an, die einen Stu-
dienbereich bilden. Sie werden zu Beginn der ersten
Studienphase eines Studienjahres an der Studienaka-
demie von den Studierenden der verschiedenen Stu-
dienjahrgänge je Studiengang gewählt. Die Bereichs-
versammlung wählt aus ihrer Mitte einen Bereichs-
sprecher und bis zu drei Stellvertreter.

(3) Die Studierendenvertretung einer Studienakade-
mie wird aus den Bereichssprechern und deren Stell-
vertretern gebildet. Sie wählt aus ihrer Mitte den Stu-



dierendensprecher und seinen Stellvertreter. Die Stu-
dierendenvertretung, der Rektor, der Prorektor, der
weitere Prorektor, soweit ernannt oder bestellt, der
Leiter einer Außenstelle und die Studienbereichs-
leiter der Studienakademie sollen in regelmäßigen
Abständen zusammentreffen, um die Angelegenhei-
ten der Studierenden zu besprechen. 

(4) Der AStA der Dualen Hochschule wird aus den
studentischen Mitgliedern des Senats und den Studie-
rendensprechern der Studienakademien gebildet. Ab-
satz 3 Satz 3 gilt entsprechend für Vorstand und AStA.

(5) Die Amtszeiten der studentischen Vertreter in den
Gremien mit Ausnahme des Akademischen Senats,
des Hochschulrats und der studentischen Vertreter
nach den Absätzen 2 bis 4 regelt die Grundordnung.
Die Aufsicht über den AStAführt der Vorstandsvorsit-
zende, im Übrigen der Rektor der Studienakademie.
§ 65 Abs. 5 Satz 3 gilt entsprechend. 

Dritter Abschnitt

Ausbildungsstätten

§ 65 b

Begriff; Aufgabe; Zulassung

(1) Ausbildungsstätten sind Betriebe der Wirtschaft,
vergleichbare Einrichtungen außerhalb der Wirt-
schaft, insbesondere solche der freien Berufe, sowie
Einrichtungen von Trägern sozialer Aufgaben. Sie
können im Rahmen des dualen Systems mit einer
Studienakademie zusammenwirken und sich an der
Ausbildung der Dualen Hochschule beteiligen, wenn
sie geeignet sind, die vorgeschriebenen Ausbildungs-
inhalte zu vermitteln.

(2) Die Mitgliedschaft in der Dualen Hochschule 
wird durch die Zulassung als Ausbildungsstätte bei
einer Studienakademie erworben (§ 27 c Abs.1 Satz 2
Nr. 3). Das Nähere zu den Eignungsvoraussetzungen
und zum Zulassungsverfahren von Ausbildungsstät-
ten regelt der Senat in Zulassungs- und Ausbildungs-
richtlinien, die der Zustimmung des Aufsichtsrats
bedürfen. Ist ein Ausbildungsbetrieb bei mehr als
einer Studienakademie als Ausbildungsbetrieb zuge-
lassen, so kann er die gesetzlich vorgesehenen Mit-
wirkungsrechte in jeder Studienakademie, bei der er
als Ausbildungsstätte zugelassen ist, wahrnehmen.
Die Mitgliedschaft endet, wenn kein Studierender 
an der Dualen Hochschule immatrikuliert ist, der in
einem Ausbildungsverhältnis zur Ausbildungsstätte
steht, oder die Zulassung der Ausbildungsstätte wi-
derrufen wird und bei keiner anderen Studienakade-
mie eine Zulassung besteht.

(3) An jeder Ausbildungsstätte ist eine für die Ausbil-
dung verantwortliche Person zu bestellen, die über
eine Hochschulausbildung oder eine gleichwertige
Ausbildung und über ausreichende Berufserfahrung
verfügt.«

54. In § 68 Abs. 5 werden nach den Worten »der Fakul-
täten« jeweils die Worte », der Studienakademien«
eingefügt.

55. § 69 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 6 wird der Halbsatz »; dabei kann
von § 34 Abs.1 Satz 2 Halbsatz 2 abgewichen
werden« angefügt.

bb) In Nummer 8 wird die Angabe »§ 54 Abs.1«
durch die Angabe »§ 44 Abs.1 und 2« ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte »im Benehmen mit
dem Wissenschaftsministerium« gestrichen. 

56. § 70 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe »§ 1 Abs. 2
Nr.1 oder 4« durch die Angabe »§ 1 Abs. 2 Nr.1, 4
oder 5« ersetzt.

b) In Absatz 4 werden das Wort »oder« durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort »Fachhoch-
schule« die Worte »oder bei Hochschulen nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 5 ›staatlich anerkannte Hochschule
für kooperative Ausbildung‹« eingefügt. 

c) In Absatz 5 Halbsatz 2 werden die Worte »nach 
§ 70 Abs. 3 HRG« gestrichen. 

57. § 72 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

»Die Anzeigepflicht nach Satz 1 und das Zustim-
mungsrecht nach Satz 3 entfallen, wenn die staatlich
anerkannte Hochschule vom Wissenschaftsrat insti-
tutionell akkreditiert worden ist.«

58. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

»Kirchliche Rechte«.

b) Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

»Die Hochschule für Kirchenmusik (Institutum
Superius Musicae Sacrae) der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart mit Sitz in Rottenburg am Neckar,
die Hochschule für Kirchenmusik der Evangeli-
schen Landeskirche in Baden mit Sitz in Heidel-
berg und die Hochschule für Kirchenmusik der
Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit
Sitz in Tübingen sind staatlich anerkannt.«

59. § 75 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

»(1) Die Bezeichnung ›Universität‹, ›Pädagogi-
sche Hochschule‹, ›Kunsthochschule‹, ›Musik-
hochschule‹, ›Fachhochschule‹, ›Duale Hoch-
schule‹ oder ›Studienakademie‹ allein sowie ihre
fremdsprachige Übersetzung darf nur von den in 
§ 1 aufgeführten staatlichen Universitäten, Päda-
gogischen Hochschulen, Kunsthochschulen, Mu-
sikhochschulen, Fachhochschulen, der Dualen
Hochschule und einer Studienakademie nach
§ 27a geführt werden. Darüber hinaus darf die Be-
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zeichnung ›Hochschule‹, ›Duale Hochschule‹ oder
›Fachhochschule‹ allein oder in einer Wortverbin-
dung oder eine ähnliche Bezeichnung sowie eine
entsprechende fremdsprachige Übersetzung nur
von staatlich anerkannten Hochschulen oder kirch-
lichen Hochschulen im Sinne von Artikel 9 der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg geführt
werden. Staatlich anerkannte Hochschulen in freier
Trägerschaft, denen ein eigenständiges Promo-
tionsrecht verliehen wurde, haben das Recht, die
Bezeichnung ›Universität‹ zu führen. Die Bezeich-
nung ›Universität‹, ›Pädagogische Hochschule‹,
›Kunsthochschule‹, ›Musikhochschule‹, ›Fach-
hochschule‹, ›Duale Hochschule‹ oder ›Studien-
akademie‹ darf weiterhin von solchen ausländi-
schen Bildungseinrichtungen geführt werden, die
nach dem Recht des Herkunftsstaates als Univer-
sität, Pädagogische Hochschule, Kunsthochschule,
Musikhochschule, Fachhochschule, Duale Hoch-
schule oder Studienakademie einschließlich ihrer
Studiengänge anerkannt sind. Andere nicht staat-
liche Bildungseinrichtungen dürfen weder eine
deutsche noch eine fremdsprachige Bezeichnung
für Universität, Pädagogische Hochschule, Kunst-
hochschule, Musikhochschule, Fachhochschule,
Duale Hochschule oder Studienakademie oder eine
Bezeichnung führen, die mit diesen Bezeichnun-
gen verwechselt werden kann. Im Übrigen darf eine
auf eine Universität, Pädagogische Hochschule,
Kunsthochschule, Musikhochschule, Fachhoch-
schule, die Duale Hochschule oder Studienakade-
mie hinweisende Bezeichnung nur mit Zustim-
mung der betroffenen Universität, Pädagogischen
Hochschule, Kunsthochschule, Musikhochschule,
Fachhochschule, der Dualen Hochschule oder Stu-
dienakademie geführt werden.«

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummern 1 und 2 werden jeweils nach dem
Wort »Hochschule« die Worte »oder Studiena-
kademie« eingefügt. 

bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

»4. entgegen § 70 eine ausländische Hoch-
schule errichtet oder betreibt, die nach dem
Recht des Herkunftsstaates nicht als Uni-
versität, Hochschule, Fachhochschule,
Duale Hochschule oder Studienakademie
einschließlich ihrer Studiengänge aner-
kannt ist,«.

60. Das Zweite Kapitel (§§ 76 bis 97) wird aufgehoben. 

61. Nach § 75 wird folgender § 76 eingefügt:

»§ 76

Studienakademie der Württembergischen 
Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie

Die Duale Hochschule kann im Einvernehmen mit
dem Wissenschaftsministerium die Württembergi-

sche Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie beauf-
tragen, in einzelnen Studiengängen die Aufgaben 
einer Studienakademie zu übernehmen und ihr in wi-
derruflicher Weise das Recht zur Verleihung der in 
§ 35 genannten Grade, welche die Duale Hochschule
verleiht, zuerkennen, solange gewährleistet ist, dass
Studium, Zulassungsvoraussetzungen, Lehrkörper-
struktur und Prüfungen den Bedingungen der Dualen
Hochschule entsprechen.«

62. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 

Artikel 3

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 12. De-
zember 1999 (GBl. 2000 S. 2), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 16 des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313),
wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

»Zuordnung zu Ämtern in der Bundes- und Lan-
desbesoldungsordnung W«.

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Ämter der Professoren an Hochschulen wer-
den folgenden Besoldungsgruppen zugewiesen:

a) an Universitäten und Pädagogischen Hochschu-
len der Besoldungsgruppe W 3, in besonderen
Fällen nach näherer Bestimmung des Hoch-
schulrechts auch der Besoldungsgruppe W 2, 

b) an Kunsthochschulen und Fachhochschulen den
Besoldungsgruppen W 2 und W 3 und 

c) an der Dualen Hochschule der Besoldungs-
gruppe W 2.«

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort »Hoch-
schulen« die Worte »sowie der Rektoren und Pro-
rektoren einer Studienakademie, der Leiter einer
Außenstelle einer Studienakademie und der Pro-
fessoren an der Dualen Hochschule als Studien-
bereichsleiter« eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort »Studenten«
durch das Wort »Studierenden« ersetzt. 

e) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Ämter der Juniordozenten und der Hoch-
schuldozenten nach § 51a des Landeshochschulge-
setzes, der Professoren und der hauptberuflichen
Vorstandsmitglieder an der Dualen Hochschule, der
Rektoren und Prorektoren der Studienakademien,
der Leiter einer Außenstelle einer Studienakademie
und der Studienbereichsleiter sowie der hauptamt-
lichen Dekane einer Fakultät nach § 24 des Landes-
hochschulgesetzes sind in der Landesbesoldungs-
ordnung W geregelt.«



2. § 11 werden folgende Absätze 8 bis 12 angefügt:

»(8) Der Gesamtbetrag der Leistungsbezüge (Vergabe-
rahmen) der Dualen Hochschule ist so zu bemessen,
dass die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für
die in den Besoldungsgruppen W 2 und W 3, A 14 bis
A 16 sowie B 2 und B 3 eingestuften Professoren 
den durchschnittlichen Besoldungsausgaben für diesen
Personenkreis im Jahr 2007 (Besoldungsdurchschnitt)
entsprechen. 

(9) Der Besoldungsdurchschnitt für den Bereich der
Dualen Hochschule ist getrennt zu berechnen. Er
nimmt an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen
teil. Zur Berücksichtigung der nicht an dieser Besol-
dungserhöhung teilnehmenden Besoldungsbestand-
teile kann ein pauschaler Abschlag vorgesehen werden.
Veränderungen in der Stellenstruktur sind zu berück-
sichtigen. 

(10) Besoldungsausgaben im Sinne des Absatzes 8 sind
die Ausgaben für Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr.1, 2,
4 und 5 BBesG sowie für sonstige Bezüge nach § 1
Abs. 3 Nr. 2 BBesG. Bei der Berechnung des Vergabe-
rahmens der Dualen Hochschule sind

1. die hauptberuflichen Leiter und Mitglieder von Lei-
tungsgremien an der Dualen Hochschule, soweit de-
ren Ämter nicht in den Landesbesoldungsordnun-
gen A und B geregelt sind, und 

2. die Professoren sowie hauptberuflichen Leiter und
Mitglieder von Leitungsgremien an der Dualen
Hochschule, die Rektoren und Prorektoren einer
Studienakademie und die Leiter einer Außenstelle
einer Studienakademie, die in einem privatrecht-
lichen Dienstverhältnis stehen und auf Planstellen
für Beamte der Besoldungsgruppen W 2 und W 3
sowie A14 bis A16 und B 2 und B 3 geführt werden, 

und die hierfür aufgewandten Besoldungsausgaben
einzubeziehen.

(11) Die durchschnittlichen Besoldungsausgaben eines
Professors an der Dualen Hochschule für das Jahr 2007
nach Absatz 8 (Besoldungsdurchschnitt) werden auf
59 155 Euro festgestellt. Der Besoldungsdurchschnitt
ist bis zum Jahr 2018 schrittweise an den Besoldungs-
durchschnitt der Fachhochschulen anzugleichen; das
Finanzministerium kann ihn zur Erreichung dieses
Zieles jährlich um bis zu 2 Prozent erhöhen, soweit zu
diesem Zweck Haushaltsmittel bereitgestellt sind.

(12) Das Finanzministerium gibt den nach dem 
31. Dezember 2008 für die Duale Hochschule jeweils
maßgebenden Besoldungsdurchschnitt nach den Ab-
sätzen 8 bis 11 durch Verwaltungsvorschrift im Ge-
meinsamen Amtsblatt bekannt.«

3. Nach § 11 a wird folgender § 11 b eingefügt:

»§ 11 b

Vergaberahmen

(1) Abweichend von § 34 Abs. 3 Satz 3 BBesG gelten
für Mittel Dritter, die den Hochschulen für die Besol-

dung von Professoren zur Verfügung gestellt werden,
die nachfolgenden Absätze.
(2) Soweit Planstellen für Professoren durch Mittel
Dritter finanziert werden, sind diese und die darauf ent-
fallenden Besoldungsausgaben nicht in die Berech-
nung des Vergaberahmens einzubeziehen.
(3) Der Vergaberahmen kann für nicht ruhegehaltfähige
Leistungsbezüge nach § 11 Abs.1 und 2 vom Vorstand
der Hochschule aus Mitteln privater Dritter erhöht wer-
den, wenn und soweit die Dritten diese Beträge der
Hochschule ausdrücklich für diesen Zweck und ohne
Bindung an eine bestimmte Person zur Verfügung ge-
stellt haben. Für diese Leistungsbezüge finden § 33
Abs. 3 BBesG und § 11 Abs. 3 keine Anwendung. Die
Drittmittel nach Satz 1 sind bei der Drittmittelverwal-
tung gesondert auszuweisen.«

4. Die Anlage I (zu § 2) wird wie folgt geändert:
a) Die Landesbesoldungsordnung A wird wie folgt

geändert:
aa) In Besoldungsgruppe A 10 wird bei der Amts-

bezeichnung »Technischer Lehrer6)« der
Funktionszusatz »– an einer Berufsakademie –
Staatlichen Studienakademie« durch den Funk-
tionszusatz »– an der Dualen Hochschule Ba-
den-Württemberg« ersetzt. 

bb) In Besoldungsgruppe A 11 wird bei der Amts-
bezeichnung »Technischer Oberlehrer6)« der
Funktionszusatz »– an einer Berufsakademie –
Staatlichen Studienakademie« durch den Funk-
tionszusatz »– an der Dualen Hochschule Ba-
den-Württemberg« ersetzt. 

cc) In Besoldungsgruppe A12 wird bei der Amtsbe-
zeichnung »Technischer Oberlehrer« der Funk-
tionszusatz »– an einer Berufsakademie – Staat-
lichen Studienakademie als Fachbeauftragter«
durch den Funktionszusatz »– an der Dualen
Hochschule Baden-Württemberg als Fachbe-
auftragter« ersetzt. 

dd) In Besoldungsgruppe A 14 werden die Amtsbe-
zeichnung »Professor an einer Berufsakademie
– Staatlichen Studienakademie5)« sowie die
Fußnote 5 gestrichen.

ee) In Besoldungsgruppe A 15 werden die Amtsbe-
zeichnung mit Funktionszusätzen »Professor
an einer Berufsakademie – Staatlichen Stu-
dienakademie
– als Studiengangsleiter7)

– als Studienbereichsleiter8)«
sowie die Fußnoten 7 und 8 gestrichen.

ff) In Besoldungsgruppe A 16 wird die Amts-
bezeichnung mit Funktionszusätzen
»Professor an einer Berufsakademie – Staat-
lichen Studienakademie
– als stellvertretender Direktor
– als Leiter einer Außenstelle«
gestrichen.
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b) Die Landesbesoldungsordnung B wird wie folgt
geändert:

aa) In Besoldungsgruppe B 2 wird bei der Amtsbe-
zeichnung »Professor als Direktor« der Funk-
tionszusatz »– einer Berufsakademie – Staat-
lichen Studienakademie6)« gestrichen.

bb) In Besoldungsgruppe B 3 werden die Amts-
bezeichnung »Professor als Direktor einer 
Berufsakademie – Staatlichen Studienakade-
mie5)« sowie die Fußnote 5 gestrichen.

c) Die Landesbesoldungsordnung W wird wie folgt
geändert:

aa) Besoldungsgruppe W 2 erhält folgende Fas-
sung:

»Besoldungsgruppe W 2

Dekan einer Fakultät1)

als hauptamtlicher Dekan nach § 24 des Lan-
deshochschulgesetzes

Hochschuldozent

als Dozent nach § 51a des Landeshochschul-
gesetzes

Professor an der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg

1) Soweit nicht in Besoldungsgruppe W 3«.

bb) Nach Besoldungsgruppe W 2 wird angefügt:

»Besoldungsgruppe W 3

Dekan einer Fakultät1)

als hauptamtlicher Dekan nach § 24 des Lan-
deshochschulgesetzes

Kanzler der Dualen Hochschule Baden-Würt-
temberg 

Präsident der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg

Professor an der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg

– als Rektor einer Studienakademie

– als Prorektor einer Studienakademie

– als Leiter einer Außenstelle einer Studien-
akademie 

– als Studienbereichsleiter

Vizepräsident der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg 

1) Soweit nicht in Besoldungsgruppe W 2«.

d) Der Anhang zu den Landesbesoldungsordnungen
(künftig wegfallende Ämter) wird wie folgt geän-
dert:

aa) Abschnitt I Landesbesoldungsordnung A–Auf-
steigende Gehälter wird wie folgt geändert:

aaa) In Besoldungsgruppe A 14 wird nach der
Amtsbezeichnung »Oberstudienrat« mit

Funktionszusatz die Amtsbezeichnung
»Professor an einer Berufsakademie –
Staatlichen Studienakademie2)« ange-
fügt.

bbb) In Besoldungsgruppe A 14 wird nach der
Fußnote 1 folgende Fußnote 2 angefügt:

»2) Als Eingangsamt; erhält eine Amtszu-
lage nach Anlage II.«

ccc) In Besoldungsgruppe A 15 wird nach der
Amtsbezeichnung »Professor an einem
Staatlichen Seminar für Schulpädago-
gik« mit Funktionszusatz die Amtsbe-
zeichnung mit den Funktionszusätzen

»Professor an einer Berufsakademie –
Staatlichen Studienakademie

– als Studiengangsleiter3)

– als Studienbereichsleiter4)«

eingefügt. 

ddd) In Besoldungsgruppe A 15 werden nach
der Fußnote 2 folgende Fußnoten 3 und 4
angefügt:

»3) Erhält eine Amtszulage nach An-
lage II.

»4) Erhält eine Amtszulage nach An-
lage II.«

eee) In Besoldungsgruppe A 16 wird nach der
Amtsbezeichnung »Oberstudiendirektor«
mit Funktionszusatz die Amtsbezeich-
nung mit den Funktionszusätzen

»Professor an einer Berufsakademie –
Staatlichen Studienakademie

– als stellvertretender Direktor

– als Leiter einer Außenstelle«

eingefügt. 

bb) Abschnitt II Landesbesoldungsordnung B –
Feste Gehälter wird wie folgt geändert:

aaa) In Besoldungsgruppe B 2 wird nach der
Amtsbezeichnung »Kanzler« mit Funk-
tionszusatz die Amtsbezeichnung mit
Funktionszusatz

»Professor als Direktor

– einer Berufsakademie – Staatlichen
Studienakademie3)«

eingefügt. 

bbb) In Besoldungsgruppe B 2 wird nach der
Fußnote 2 folgende Fußnote 3 angefügt:

»3) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe
B 3.«

ccc) In Besoldungsgruppe B»3 wird nach der
Amtsbezeichnung »Präsident einer
Kunsthochschule« die Amtsbezeichnung
mit Funktionszusatz



»Professor als Direktor

– einer Berufsakademie – Staatlichen
Studienakademie4)« 

eingefügt.

ddd) In Besoldungsgruppe B 3 wird nach der
Fußnote 3 folgende Fußnote 4 angefügt:

»4) An einer Studienakademie mit mehr
als 2000 Studierenden.«

5. Die Anlage II (zu § 15) wird wie folgt geändert:

a) Im Abschnitt Landesbesoldungsordnungen A und B
werden 

bei »A 14« die Zeile mit der Angabe 

»5 250,13« und

bei »A 15« die Zeilen mit der Angabe 

»7 355,90

»8 444,09«

gestrichen. 

b) Nach dem Abschnitt Landesbesoldungsordnung A
und B wird folgender Abschnitt eingefügt:

»Landesbesoldungsordnung W

Besoldungsgruppe Fußnote

W 1 1 270,84«.

c) Im Abschnitt Anhang zu den Landesbesoldungs-
ordnungen A, B und R werden folgende Zeilen an-
gefügt:

bei »A 14« die Zeile mit der Angabe

»2 250,13« und

bei »A 15« die Zeilen mit der Angabe

»3 355,90

»4 444,09«.

Artikel 4

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung vom 19. März
1996 (GBl. S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343), wird wie
folgt geändert:

1. In § 6 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte », Professoren
an Berufsakademien« gestrichen.

2. In § 22 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte »einer Berufs-
akademie« durch die Worte »der Dualen Hochschule
oder einer entsprechenden Bildungseinrichtung«
ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Ernennungsgesetzes

Das Ernennungsgesetz in der Fassung vom 29. Januar
1992 (GBl. S.141), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313), wird wie
folgt geändert:

In § 4 Nr.11 werden die Worte »den Berufsakademien«
durch die Worte »der Dualen Hochschule« ersetzt.

Artikel 6

Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes

Das Landespersonalvertretungsgesetz vom 1. Februar
1996 (GBl. S. 205), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343), wird wie
folgt geändert:

§ 94 wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Worte »sowie Professo-
ren und Lehrbeauftragte an Berufsakademien« ge-
strichen.

b) In Nummer 2 wird das Wort »Forschungsstellen«
durch das Wort »Forschungsstätten« ersetzt.

2. Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

»(4) Die Studienakademien der Dualen Hochschule
sind Dienststellen im Sinne des § 9 Abs. 2. Der Ge-
samtpersonalrat bei der Dualen Hochschule besteht
abweichend von § 54 Abs. 2 aus sieben Mitgliedern
und führt die Bezeichnung ›Hochschulpersonalrat‹. 
§ 85 Abs. 8 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass der
Hochschulpersonalrat auch bei Maßnahmen zu beteili-
gen ist, die von den zentralen Organen der Hochschule
getroffen werden.«

Artikel 7

Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes

Das Landeshochschulgebührengesetz vom 1. Januar 2005
(GBl. S.1, 56), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 19. Dezember 2005 (GBl. S. 794, ber. 2006 S.15),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 werden jeweils die Worte »und Berufsakade-
mien« gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte »oder Rechtsver-
ordnung« gestrichen. 

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte »und die Berufsakade-
mien« gestrichen. 

b) In Satz 2 wird in Nummer 3 der Punkt am Satz-
ende durch ein Komma ersetzt und folgende
Nummer 4 angefügt:

»4. Auslandssemester; für Auslandssemester, die
als Teil eines integrierten Studiums an einer
ausländischen Hochschule im Rahmen eines
Partnerschaftsabkommens absolviert werden,
in denen Leistungspunkte nach § 29 LHG er-
worben werden können und für die die Studie-
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renden weder beurlaubt noch an der Partner-
hochschule gebührenpflichtig sind, können die
Hochschulen die Studiengebühr nach Satz 1 er-
heben.«

4. In § 4 Abs.1 Satz 1 werden die Worte »und Berufs-
akademie« gestrichen.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte »binnen eines Mo-
nats nach Beginn der Vorlesungszeit« ge-
strichen und nach dem Wort »Gebührenbe-
scheid« die Worte »ganz oder für den noch
ausstehenden Teil des Semesters« eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort »ist« die
Worte »bei einer Exmatrikulation binnen eines
Monats nach Beginn der Vorlesungszeit ganz,
bei einer späteren Exmatrikulation anteilig«
eingefügt. 

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr.1 wird das Wort »achte« durch
das Wort »vierzehnte« ersetzt. 

bb) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

»2. die zwei oder mehr Geschwister haben,
von denen zwei keine Befreiung nach die-
ser Vorschrift in Anspruch nehmen oder
genommen haben; wurde ein Studieren-
der für weniger als sechs Semester nach
dieser Vorschrift befreit, kann die verblei-
bende Semesterzahl von einem anderen
Geschwister in Anspruch genommen wer-
den,«.

cc) Der bisherige Satz 3 wird gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a einge-
fügt:

»(1a) Die Hochschulen können Studierende, die 
eine weit überdurchschnittliche Begabung auf-
weisen oder im Studium herausragende Leistun-
gen erbringen, ganz oder teilweise von der Stu-
diengebühr befreien; das Nähere, insbesondere zu
den Voraussetzungen, zum Umfang und zur Dauer
der Befreiung regeln sie durch Satzung.«

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte »oder Be-
rufsakademie« gestrichen. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte »und Berufsaka-
demien« und »oder nach § 22 LGebG erlas-
sen« gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort »jeweils« gestrichen.

cc) Es werden folgende Sätze angefügt:

»Sie können die Gebühr nach Lage des einzel-
nen Falls ganz oder teilweise erlassen, wenn

deren Einziehung auch unter Berücksichtigung
der Verpflichtung der L-Bank zur Gewährung
eines Darlehens nach § 7 Abs.1 eine finanzielle
Härte bedeuten würde oder deren Zahlung aus
sonstigen Gründen unzumutbar ist. Erhalten die
Studierenden in den Fällen des § 3 Satz 2 Nr.1
erst nach Beginn der Vorlesungszeit von einem
Umstand Kenntnis, der zu einer Beurlaubung
berechtigt, ist die Gebühr anteilig zu erlassen.«

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte »und Berufsaka-
demien« gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz angefügt:

»§ 8 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.«

7. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Nr. 3 wird das Wort »anderen« ge-
strichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 Nr.1 erhält folgende Fassung:

»1. Studienzeiten an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule in der
Bundesrepublik Deutschland,«.

bb) In Satz 3 wird die Angabe »Satz 3« durch die
Angabe »Abs.1a« ersetzt. 

8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte »und Berufsakade-
mien« gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte »im Geltungsbe-
reich des Hochschulrahmengesetzes« durch
die Worte »in der Bundesrepublik Deutsch-
land« ersetzt. 

bb) In Satz 1 und 2 werden jeweils die Worte
»und Berufsakademien« gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 werden die
Worte »und Berufsakademien« gestrichen. 

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3 werden die
Worte », die Berufsakademien« gestrichen. 

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

»Übersteigt der nach Absatz 2 Nr. 8 in Verbindung
mit einer Rechtsverordnung nach § 10 Nr. 3 zu
berechnende Zinssatz für Studiengebührendarle-
hen nach Absatz 2 die Zinsobergrenze von 5,5
Prozent, trägt vorrangig der Studienfonds die
Zinsdifferenz zwischen diesem Zinssatz und der
Zinsobergrenze.«

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 6 werden die Worte »die der nach
§ 7 Abs. 4 bis 6 geregelten Dauer der Dar-



lehensberechtigung angeschlossen war« durch
die Worte »die nach Beendigung des Stu-
diums, spätestens 10 Jahre nach erstmaliger
Aufnahme eines Studiums beginnt« ersetzt. 

bb) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9
eingefügt:

»9. eine Zinsobergrenze im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 3 wurde vereinbart,«.

Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10. 

c) In Absatz 3 wird in Nummer 4 der Punkt am Satz-
ende durch ein Komma ersetzt und folgende
Nummer 5 angefügt:

»5. im Fall des Todes des Darlehensnehmers.«

d) Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:

»Weitere Kappungen finden statt, sobald und so-
weit die Höchstgrenze erneut überschritten wird.
Der Antrag nach Satz 1 gilt zugleich als Antrag
auf weitere Kappungen nach Satz 2.«

e) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe »Absatzes 3
Nr. 2 bis 4« durch die Angabe »Absatzes 3 Nr. 2
bis 5« ersetzt.

f) In Absatz 6 Satz 2 werden die Worte », wenn der
Darlehensnehmer den Erlass spätestens binnen 
eines Jahres nach Ablauf der Karenzzeit nach Ab-
satz 2 Nr. 6 beantragt hat« gestrichen. 

g) In Absatz 7 Satz 3 Halbsatz 1 werden die Worte
»die Direktoren der Berufsakademien« durch die
Worte »der Vorstandsvorsitzende der Dualen
Hochschule« ersetzt. 

h) In Absatz 8 Sätze 1, 4 und 5 werden jeweils die
Worte »und Berufsakademien« gestrichen. 

10. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte »und Berufs-
akademien« gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte »den Berufsaka-
demien« durch die Worte »der Dualen Hoch-
schule« ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte »den Berufsaka-
demien mit dem Zulassungsantrag« durch die
Worte »der Dualen Hochschule mit dem Im-
matrikulationsantrag« und das Wort »Berufs-
akademie« durch die Worte »Duale Hoch-
schule« ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe »§ 5 Abs.1 Satz 4«
durch die Angabe »§ 5 Abs.1 Satz 3« ersetzt. 

11. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

»Postgraduale Studiengänge; Promotionsstudien-
gänge«.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Die Hochschulen erheben abweichend von 
§§ 3 bis 11 für das Studium in postgradualen Stu-

diengängen, die keine konsekutiven Studiengänge
im Sinne des § 29 Abs. 4 LHG sind, Studienge-
bühren von mindestens 500 Euro je Semester.«

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

12. In § 14 werden die Worte »und Berufsakademien«
gestrichen. 

13. § 15 Satz 2 wird gestrichen.

14. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Worte »und Berufsakade-
mien« gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte »Eignungsfeststel-
lungs- und Auswahlverfahren« durch die Worte
»Aufnahmeprüfungen und Auswahlverfahren« er-
setzt.

15. In § 18 Abs.1 und 2 sowie § 19 Satz 1 werden je-
weils die Worte »und Berufsakademien« gestrichen. 

Artikel 8

Änderung des Chancengleichheitsgesetzes

Das Chancengleichheitsgesetz vom 11. Oktober 2005
(GBl. S. 650), geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom
14. Oktober 2008 (GBl. S. 313), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs.1 Nr. 3 werden die Worte »und Berufsakade-
mien« sowie »sowie für die Mitglieder des Lehrkörpers
der Berufsakademien« gestrichen und wird nach den
Worten »Beschäftigte an Hochschulen« das Komma
durch das Wort »und« ersetzt.

Artikel 9

Änderung des Kindergartenfachkräftegesetzes

Das Kindergartenfachkräftegesetz vom 10. Juli 1973
(GBl. S. 202, ber. 1974 S. 64), zuletzt geändert durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 1. Januar 2005 (GBl. S.1),
wird wie folgt geändert:

In § 3 werden die Worte »einer Berufsakademie« durch
die Worte »der Dualen Hochschule« ersetzt. 

Artikel 10

Änderung des Studentenwerksgesetzes

Das Studentenwerksgesetz in der Fassung vom 15. Sep-
tember 2005 (GBl. S. 621), geändert durch Gesetz vom 
12. Dezember 2006 (GBl. S. 378), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte »auch« und »staat-
lichen« gestrichen und nach dem Wort »Studien-
akademien« die Worte »der Dualen Hochschule Ba-
den-Württemberg (Studienakademien)« eingefügt.

b) In Absatz 5 wird das Wort »staatlichen« gestrichen.
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2. In § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr.1 und 2 wird jeweils das Wort
»staatlichen« gestrichen. 

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Buchst. a werden die Worte »Direkto-
ren und Verwaltungsdirektoren der staatlichen«
durch die Worte »Rektoren und Leiter der örtlichen
Verwaltung der« ersetzt.

b) In Absatz 2 Buchst. b Satz 1 und Absatz 3 Satz 1
wird jeweils das Wort »staatlichen« gestrichen.

4. In § 12 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort »staatlichen« ge-
strichen. 

Artikel 11

Änderung der Studiengebührenverordnung

Die Studiengebührenverordnung vom 24. Oktober 2006
(GBl. S. 345), geändert durch Verordnung vom 29. Ja-
nuar 2008 (GBl. S. 77) wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe »§ 9 Abs. 2 Nr.1 bis 8«
durch die Angabe »§ 9 Abs. 2 Nr.1 bis 9« ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte »in Anspruch ge-
nommen werden« durch die Worte »vor Errichtung
der Dualen Hochschule aufgenommen wurden« er-
setzt.

2. In § 7 werden die Worte »oder Berufsakademie« ge-
strichen.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 Satz 1 und
2 werden jeweils die Worte »baden-württembergi-
schen« und »oder Berufsakademie« gestrichen.

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte »oder Berufs-
akademie« gestrichen. 

Artikel 12

Änderung der Berufstätigenhochschul-
zugangsverordnung

Die Berufstätigenhochschulzugangsverordnung vom 
20. April 2006 (GBl. S.155) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs.1 Nr. 5, § 4 Abs.1 Satz 1, § 5 Abs. 3 Satz 1
und Abs. 4 Satz 1, § 6 Abs.1 Satz 2, § 9 Satz 1 sowie 
§ 10 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte »oder
Berufsakademie« gestrichen. 

2. In § 1 Abs. 3 Satz 2, § 2 Abs.1 Satz 1, § 4 Abs.1 
Satz 2, § 5 Abs.1, § 8 Sätze 1 und 4 sowie § 10 Satz 4
werden jeweils die Worte »und Berufsakademien« ge-
strichen. 

3. In § 1 Abs.1 und Abs. 2 Satz 1, § 3 Abs. 1, § 5 Abs. 3
Satz 1 sowie den Überschriften des Zweiten und
Dritten Abschnitts werden jeweils die Worte »Aus-
und« gestrichen. 

4. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1, 2 und 4 werden gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 5 werden
Nummern 1 und 2.

cc) Die neue Nummer 1 erhält folgende Fassung:

»1. als berufliche Fortbildung

a) eine Meisterprüfung, 

b) eine der Meisterprüfung gleichwertige
berufliche Fortbildung im erlernten
Beruf nach dem Berufsbildungsge-
setz, nach der Handwerksordnung
oder einer sonstigen öffentlich-rechtli-
chen Regelung,

c) eine sonstige berufliche Fortbildung,
sofern sie durch diese Rechtsverord-
nung als gleichwertig festgestellt ist,
oder

d) eine Fachschule nach § 14 des Schul-
gesetzes 

erfolgreich abgeschlossen haben und«.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe »des Absatzes 1
Nr.1 bis 5« durch die Angabe »des Absatzes 1
Nr.1 und 2« ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe »des Absatzes 1
Nr. 2, 3 oder 4« durch die Angabe »des Absat-
zes 1 Nr.1« ersetzt.

5. In § 2 Abs. 3 wird die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr. 5«
durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr. 2« ersetzt. 

6. In § 4 Abs. 3 Satz 2 werden die Angaben »§ 1 Abs.1
Nr.1 bis 4« jeweils durch die Angaben »§ 1 Abs.1
Nr.1« ersetzt. 

7. In § 5 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1
bis 5« durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1 und 2« er-
setzt. 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe »§ 1 Abs.1
Nr. 3« durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1« ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1 bis
4« durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1« ersetzt. 

9. In § 9 Satz 3 werden nach dem Wort »abnimmt« das
Semikolon durch einen Punkt ersetzt und der nach-
folgende Halbsatz gestrichen. 

10. In § 10 Satz 3 wird die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1 bis
5« durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1 und 2« ersetzt.

11. In § 11 Abs. 2 Nr.1 wird die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1
bis 5« durch die Angabe »§ 1 Abs.1 Nr.1 und 2« er-
setzt.



Artikel 13

Änderung der Landeslaufbahnverordnung

Die Landeslaufbahnverordnung in der Fassung vom 
28. August 1991 (GBl. S. 577), zuletzt geändert durch
Artikel 11 des Gesetzes vom 20. November 2007 (GBl.
S. 505), wird wie folgt geändert:

1. In § 22 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte »einer Berufs-
akademie« durch die Worte »der Dualen Hochschule
oder einer entsprechenden Bildungseinrichtung« er-
setzt.

2. In § 23 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 werden jeweils
die Worte »einer Berufsakademie« durch die Worte
»einer der Dualen Hochschule entsprechenden Bil-
dungseinrichtung« ersetzt.

3. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Angabe »Absatzes 2 Nr. 5
bis 15« durch die Angabe »Absatzes 2 Nr. 5 bis 14«
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 9 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Nummern 10 bis 15 werden
Nummern 9 bis 14.

c) Absatz 6 wird aufgehoben, der bisherige Absatz 7
wird Absatz 6.

d) Im neuen Absatz 6 werden die Worte »und für die
Laufbahn als Professor an einer Berufsakademie
(Absatz 2 Nr. 9)« gestrichen.

4. In § 35 Abs. 2 Nr.1, § 36 Abs.1 Nr. 2 und §§ 39, 40
werden jeweils die Worte »einer Berufsakademie«
durch die Worte »der Dualen Hochschule oder einer
entsprechenden Bildungseinrichtung« ersetzt.

5. In § 59 Nr. 3 werden die Worte »und Kunsthochschu-
len« durch die Worte », Kunsthochschulen und an der
Dualen Hochschule« ersetzt. 

Artikel 14

Änderung der Leistungsbezügeverordnung

Die Leistungsbezügeverordnung vom 14. Januar 2005
(GBl. S.125), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
4. August 2008 (GBl. S. 290), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs.1 werden nach dem Wort »Dekane« die
Worte », Rektoren der Studienakademien« eingefügt.

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgender Halbsatz angefügt:

»; Leistungsbezüge, die nach § 11b Abs. 3 LBesG
aus Mitteln privater Dritter finanziert werden, sind
nicht ruhegehaltfähig.« 

b) In Absatz 5 werden nach der Angabe »(GBl. S. 765)«
die Worte »oder des Artikels 1 § 10 Abs. 5 des Zwei-
ten Gesetzes zur Umsetzung der Föderalismus-
reform im Hochschulbereich« eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 2 werden die Worte »An Pädagogi-
schen Hochschulen und Fachhochschulen« durch
die Worte »An Pädagogischen Hochschulen, Fach-
hochschulen und an der Dualen Hochschule« ersetzt. 

3. In § 7 Abs.1 Satz 1 wird nach der Angabe »Abs. 7« die
Angabe »und 12« eingefügt.

Artikel 15

Änderung der Beurteilungsverordnung

Die Beurteilungsverordnung vom 6. Juni 1983 (GBl. 
S. 209), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes
vom 20. November 2007 (GBl. S. 505), wird wie folgt
geändert:

§ 6 wird wie folgt geändert:

1. Nummer 5 wird gestrichen.

2. Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 5.

Artikel 16

Änderung der Beamtenrechts-
zuständigkeitsverordnung

Die Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung vom 8. Mai
1996 (GBl. S. 402), zuletzt geändert durch Artikel 20 des
Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 343), wird wie
folgt geändert:

1. § 7 Abs.1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:

»höherer und nächsthöherer Dienstvorgesetzter ist in
den Fällen des § 11 Abs. 5 Satz 3 des Landeshoch-
schulgesetzes der Wissenschaftsminister.«

2. In § 10 Abs. 2 Nr. 6 werden die Worte »und die Fach-
hochschulen« durch die Worte », die Fachhochschulen
und die Duale Hochschule« ersetzt.

Artikel 17

Änderung der Hochschulnebentätigkeitsverordnung

Die Hochschulnebentätigkeitsverordnung vom 30. Juni
1982 (GBl. S. 388), zuletzt geändert durch Artikel 20 des
Gesetzes vom 1. Januar 2005 (GBl. S.1), wird wie folgt
geändert:

In § 1 werden die Worte »Universitäten, Kunsthochschu-
len, Pädagogischen Hochschulen und Fachhochschulen«
durch das Wort »Hochschulen« ersetzt.

Artikel 18

Änderung der Verordnung des Wissenschafts-
ministeriums zur Erhebung und Verarbeitung 

personenbezogener Daten der Studienbewerber, 
Studierenden und Prüfungskandidaten für

Verwaltungszwecke der Hochschulen

Die Verordnung des Wissenschaftsministeriums zur Er-
hebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der
Studienbewerber, Studierenden und Prüfungskandidaten
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für Verwaltungszwecke der Hochschulen vom 28. Au-
gust 1992 (GBl. S. 667) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Satz 1 wird der Punkt am Satzende durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummer 17 angefügt:

»17. an der Dualen Hochschule den Ausbildungs-
vertrag mit einer geeigneten und von der jeweili-
gen Studienakademie zugelassenen Ausbildungs-
stätte.«

2. In § 3 Abs.1 wird am Satzende der Punkt durch ein
Komma ersetzt und folgende Nummer 5 angefügt:

»5. an der Dualen Hochschule der Ausbildungsvertrag
mit einer geeigneten und von der jeweiligen Stu-
dienakademie zugelassenen Ausbildungsstätte.«

3. In § 8 Satz 1 wird am Ende der Aufzählung ein
Komma eingefügt und folgende Nummer 6 angefügt:

»6. an der Dualen Hochschule Änderungen im Ausbil-
dungsverhältnis.«

Artikel 19

Änderung der Polizei-Laufbahnverordnung

Die Polizei-Laufbahnverordnung vom 15. Juni 1998
(GBl. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 39 des Geset-
zes vom 1. Juli 2004 (GBl. S. 469), wird wie folgt geän-
dert:

In § 25 werden nach dem Wort »Fachhochschule« die
Worte », der Dualen Hochschule oder einer entsprechen-
den Bildungseinrichtung« eingefügt. 

Artikel 20

Änderung der Verordnung des 
Wissenschaftsministeriums über die Zuständigkeiten

nach der Leistungsstufenverordnung

Die Verordnung des Wissenschaftsministeriums über die
Zuständigkeiten nach der Leistungsstufenverordnung
vom 10. Oktober 2001 (GBl. S. 603) wird wie folgt geän-
dert:

In § 1 Nr. 4 werden die Worte »der Berufsakademien der
Direktor der Berufsakademie« durch die Worte »der
Dualen Hochschule der Rektor der Studienakademie« er-
setzt.

Artikel 21

Änderung der Verordnung des 
Wissenschaftsministeriums über gemeinsame

Gremien der Berufsakademien

Die Verordnung des Wissenschaftsministeriums über ge-
meinsame Gremien der Berufsakademien vom 4. August
2006 (GBl. S. 284) wird wie folgt geändert:

§ 1 wird aufgehoben.

Artikel 22

Änderung der Verordnung der
Landesregierung über Zuständigkeiten 

bei der Unabkömmlichstellung

Die Verordnung der Landesregierung über Zuständig-
keiten bei der Unabkömmlichstellung vom 16. Oktober
1989 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch Artikel 5
Abs.11 des Gesetzes vom 8. Juni 1995 (GBl. S. 417), wird
wie folgt geändert:

In § 1 Abs.1 Nr.1 Buchst. a werden die Worte »die Be-
rufsakademien – Staatliche Studienakademien –« durch
die Worte »die Duale Hochschule« ersetzt. 

Artikel 23

Änderung der Benutzungs- und 
Gebührenverordnung LIS und StaLa

Die Benutzungs- und Gebührenverordnung LIS und
StaLa vom 4. Juli 2006 (GBl. S. 217) wird wie folgt ge-
ändert:

In § 3 Abs.1 Nr. 5 werden die Worte »und Berufsakade-
mien« gestrichen. 

Artikel 24

Außerkrafttreten der Berufsakademie-
Datenschutzverordnung; Anwendung 

der Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
zur Erhebung und Verarbeitung 

personenbezogener Daten der Studienbewerber, 
Studierenden und Prüfungskandidaten 

für Verwaltungszwecke der Hochschulen

Die Berufsakademie-Datenschutzverordnung vom 7. Mai
2001 (GBl. S. 400) tritt am 31. Dezember 2008 außer
Kraft. Ab dem 1. Januar 2009 gilt für die Berufsakademien
die Verordnung des Wissenschaftsministeriums zur Er-
hebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der
Studienbewerber, Studierenden und Prüfungskandidaten
für Verwaltungszwecke der Hochschulen vom 28. August
1992 (GBl. S. 667) in der Fassung des Artikels 18.

Artikel 25

Neubekanntmachungsermächtigung

Das Wissenschaftsministerium kann den Wortlaut des
Landeshochschulgesetzes, des Landeshochschulgebüh-
rengesetzes, der Berufstätigenhochschulzugangsverord-
nung, der Hochschulnebentätigkeitsverordnung und der
Verordnung des Wissenschaftsministeriums zur Erhe-
bung und Verarbeitung personenbezogener Daten der
Studienbewerber, Studierenden und Prüfungskandidaten
für Verwaltungszwecke der Hochschulen in der im Zeit-
punkt der Bekanntmachung geltenden Fassung, soweit
erforderlich, mit neuer Inhaltsübersicht und neuer Para-



grafenfolge neu bekannt machen und Unstimmigkeiten
des Wortlauts beseitigen.

Artikel 26

Übergangsvorschriften

§ 1

Anpassung von Grundordnungen

Auf Grundordnungen der Hochschulen, denen das
Wissenschaftsministerium bei Inkrafttreten des Artikels 2
dieses Gesetzes bereits nach § 8 Abs. 4 Satz 2 LHG zu-
gestimmt hatte, ist § 19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 LHG in der 
am Tag vor dem Inkrafttreten des Artikels 2 dieses Ge-
setzes geltenden Fassung entsprechend anzuwenden. 
Eine Grundordnung, die nicht dem § 19 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 LHG in der nach Inkrafttreten des Artikels 2 gelten-
den Fassung entspricht, ist bei Gelegenheit der nächsten
Änderung der Grundordnung anzupassen. 

§ 2

Übergangsregelungen zur Zinsobergrenze 
bei Studiengebührendarlehen

(1) Der Studienfonds übernimmt die Differenz nach § 9
Abs.1 Satz 3 LHGebG in der Fassung des Artikels 7 die-
ses Gesetzes ab dem 1. Januar 2010.

(2) Bei Darlehensverträgen, die vor Inkrafttreten des
Artikels 7 dieses Gesetzes geschlossen wurden, gilt die
Voraussetzung nach § 9 Abs. 2 Nr. 9 in der Fassung des
Artikels 7 als erfüllt, wenn die Zinsobergrenze nach § 9
Abs.1 Satz 3 LHGebG in der Fassung des Artikels 7 ab
dem 1. Mai 2008 tatsächlich eingehalten wurde. 

§ 3

Übergangsregelung zur Karenzzeit 
bei Studiengebührendarlehen

Bei Darlehensverträgen, die vor Inkrafttreten des Ar-
tikels 7 dieses Gesetzes geschlossen wurden, gilt die Vor-
aussetzung nach § 9 Abs. 2 Nr. 6 LHGebG in der Fassung
des Artikels 7 als erfüllt, wenn der Beginn der Karenzzeit
nach Inkrafttreten des Artikels 7 dieses Gesetzes entspre-
chend eingehalten wird. 

§ 4

Anwendung der neuen Gebührenregelungen

§ 3 Satz 2 Nr. 4, § 5 Abs. 3, § 6 LHGebG mit Ausnahme
des Absatzes 1 Satz 1 Nr.1, jeweils in der Fassung des Ar-
tikels 7 dieses Gesetzes, sind erstmals zum Sommer- oder
Frühjahrssemester 2009 anzuwenden. § 6 Abs.1 Satz 1
Nr.1 LHGebG in der Fassung des Artikels 7 dieses Geset-
zes ist bereits zum Herbstsemester 2008 und zum Winter-
semester 2008/2009 anzuwenden. 

Artikel 27

Inkrafttreten

Artikel 1 und Artikel 18 treten am 1. Januar 2009 in
Kraft. Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes treten
am 1. März 2009 in Kraft mit Ausnahme von Artikel 26
§ 4 Satz 2, der am Tag nach der Verkündung in Kraft tritt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist
zu verkünden.

stuttgart, den 3. Dezember 2008

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger

Prof. Dr. Goll Rau

Pfister Hauk

Dr. Stolz Gönner

Gesetz zu dem Staatsvertrag 
zwischen dem Land Baden-Württemberg

und dem Land Nordrhein-Westfalen 
über die Zugehörigkeit 

der Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten des Landes 

Baden-Württemberg zum Versorgungswerk
der Psychotherapeutenkammer 

Nordrhein-Westfalen

Vom 3. Dezember 2008

Der Landtag hat am 3. Dezember 2008 das folgende Ge-
setz beschlossen:

§ 1

Dem am 13. Juni 2008 und 25. Juli 2008 unterzeichneten
Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Württemberg
und dem Land Nordrhein-Westfalen über die Zugehörig-
keit der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten
des Landes Baden-Württemberg zum Versorgungswerk
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen
wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend
veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Arti-
kel 8 Abs.1 in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt bekannt zu
geben.
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